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Die Karpathenutraine 


Schon vor dem Kriege hat es eine karpathenukrainiſche Frage, oder vielmehr 
eine „rutheniſche“ Frage in Ungarn, gegeben. Sie hat den Budapeſter Regierungen ſchon 
damals viel heimlichen Kummer bereitet. Sonſt hat man allerdings kaum etwas von der 
Exiſtenz einer ſolchen Frage gewußt. Für fernerſtehende Beobachter iſt ſie erſt nach 
dem Kriege in Erſcheinung getreten, als zuſammen mit den flowakiſchen auch die 
ukrainiſchen Gebiete Nordungarns dem politiſchen Machtbereich der Tſchechen zugeteilt 
wurden. Erſt damals iſt die Karpathenukraine als verwaltungsmäßig umriſſenes Gebilde 
entſtanden, das ſich allerdings mit den karpathenukrainiſchen Siedlungsgebiet inſofern 
nicht deckt, als es auf der einen Seite einen Streifen madjariſchen Volksbodens umfaßt, 
während auf der anderen Seite ein Teil des ukrainiſchen Volksgebietes der Slowakei 
zugeteilt worden iſt. 

Die Karpathenukraine, ein Gebiet von über 12 600 Quadratkilometern, iſt zum weit⸗ 
aus größten Teil Gebirgsland, deſſen Hauptreichtum die ausgedehnten 25 älder 
bilden, die mehr als die Hälfte der geſamten Landesfläche bedecken. Das Ackerland 
im Gebirge iſt ſpärlich, der Boden karg, die Befiedlung dünn. Nur mit ihrem ſüdlichen 
Teil reicht die Karpathenukraine in das fruchtbare, verhältnismäßig dicht beſiedelte, aber 
zum Teil verſumpfte Tiefland hinein. Im Gebirge bildet die Waldwirtſchaft eine weſent⸗ 
liche Exiſtenzgrundlage der faſt durchweg in ärmlichen Verhältniſſen lebenden Bevölkerung; 
es werden dort vorwiegend Hafer und Kartoffeln, auch Flachs angebaut; die Pferde: und 
Schafzucht iſt weit verbreitet. Im Bereich der Theißebene gedeihen auch Weizen und 
Mais; weiter werden dort Hafer, Gerſte, Kartoffeln, Sonnenblumen, Hanf, Lein und 
Gemüſe angebaut, auf den gin Wein und Obſt; für die Weidewirtſchaft ſind auf den 
erſt zum Teil trockengelegten Niederungslandſtrichen günſtige Vorausſetzungen gegeben. 

Die Induſt rie iſt in der Karpathenukraine nur ſehr ſpärlich entwickelt. Uzhorod 
(Ungvar), die Haupfftadt des Landes mit 23 000 Einwohnern, hat einige öbel⸗ 
fabriken, Alkoholbrennereien und Ziegeleien, ferner eine Kartonnagenfabrik, eine Glocken⸗ 
gießerei, ein Sägewerk, ein Elektrizitätswerk uſw. In Peretſchyn, Turea⸗Byſtra und 
Antalowitzi gibt es Sägewerke und andere holzverarbeitende Betriebe. Ein Kaolinwerk gibt 
es in Dubriniſch, Salzbergbau wird in Marmaroſchka Solotwyna betrieben. Bei Jaſſinja 
(Jaſina) reicht das oſtgaliziſche Erdölvorkommen auf karpathenukrainiſches Gebiet 
herüber. Mukatſchewo (Munkacs) hat eine Tabakfabrik und eine Brauerei, die einzige 
des Landes, Swaljawa beſitzt ein Hüttenwerk, Tſchynadijiw eine Zündholzfabrik. Weiter 
find noch vorhanden einige glaserzeugende und eiſen verarbeitende Betriebe, ein parr Kalk⸗ 
brennereien u. a. m. Im Bezirk Jaſſinja hat eine vielſeitige Heiminduſtrie (Stickerei, 
Holzſchnitzerei und Weberei) ihren Sitz. Die Möglichkeiten für den induſtriellen Ausbau 
der Karpathenukraine ſind durchaus nicht ſo gering, wie es gemeinhin dargeſtellt wird. 

Es gibt dort noch völlig unausgenutzte Braunkohlenlager, Salz- und 
Eiſenerzvorkommen, abbauwürdige Kaolin- und Kalkſtein⸗ 
lager, ferner Marmor-, Trachit⸗, Opal⸗ und Jaſpis vorkommen 
uam. Zu den Bodenſch Br des Landes gehören einige heilkräftige Quellen, fo die 
eiſenhaltigen Quellen bei IIzok, die jodhaltigen Quellen bei Ljumſchery und vor allem die 
mineralhaltigen Quellen im Bezirk Marmaroſch. Vor allem wird auch der Wald⸗ 
reichtum des Landes (Buchen und in den höheren Gebirgslagen Fichten) erſt in unzu: 
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reichendem Maße genutzt. Dasſelbe gilt vom Fiſchreichtum der Gewäſſer. Auch 
die Waſſerkraft der Gebirgsfläfte, die wohl der Holzflößerei dienen, aber durch 
Ueberſchwemmungen alljährlich großen Schaden anrichten, iſt induſtriell noch völlig unaus⸗ 
enußf. Die Landwirtſchaft, deren Hektarerträge bei der zumeiſt ſehr primitiven 
Bewürtſchaftsart hinter denen des Deutſchen Reiches um 50 bis 75 v. H. zurückbleiben, ift 
noch einer beträchtlichen Ausbildung fähig. Dasſelbe gilt für die Viehzucht. Doch 
wird ſich die landwirtſchaftlich famila Fläche, die, die Almen und Weiden ungerechnet, 
nur etwa ein Sechſtel der Geſamtfläche ausmacht, außer in den günſtiger gelegenen 
Niederungsgegenden kaum weſentlich erweitern laſſen. Auch iſt das Land mit ſeiner 
armen Bevölkerung kaum in der Lage, das zur Intenſivierung feiner Wirtſchaft erforder⸗ 
liche Kapital aufzubringen. 


Es läßt ſich nicht 1 daß die Hebung des Lebensniveaus der ukrainiſchen Be: 
völkerung eine ſchwierige Aufgabe iſt. Man braucht zum Beifpiel nur zu bedenken, daß 
ſich die wirtſchaftlichen und kulturellen chlüſſelſtellungen 
im Lande zumeiſt in nichtukrainiſchen Händen befinden. Die Juden 
Ben den Handel. Die Beamtenſchaft ſetzt ſich (bisher) faſt ausſchließlich 
aus Tſchechen, die in dieſer Poſition die Madjaren abgelöſt haben, zuſammen. Die 
Induſtrie wird von Juden und Tſchechen beherrſcht. Die Rechts anwälte, 
Tierärzte und Aerzte ſind gleichfalls zum großen Teil Juden. Ebenſo iſt das 
Gaſtwirtsgewerbe eine Domäne der Juden. Auch in der Handwerker⸗ 
ſchaft ſpielt das jüdiſche Element, neben verhältnismäßig wenigen Deulſchen und Ange⸗ 
hörigen der anderen Volksgruppen, eine bedeutende Rolle. In den größeren Grund⸗ 
beſitz teilen ſich die Juden (teils als Beſitzer, teils als Pächter) mit den Madjaren, die 
im übrigen im ſüdlichen Teil des Landes eine verhältnismäßig gut geſtellte Bauernſchicht 
bilden. Unter diefen Umſtänden würde fi) ein Eindringen des ukrainiſchen 
Elementes in die wirtſchaftlichen und kulturellen Schlüſſel⸗ 
ſtellungen faſt ausſchließlich auf Koſten der Juden und Tſchechen 
vollziehen, alſo derjenigen Bevölkerungsteile, die im Lande ohnehin zwei erſt in den 
letzten Generationen aus Galizien oder gar erſt nach dem Kriege aus Böhmen zuge: 
wanderte Fremdkörper bilden. 


Nach der Volkszählung von 1930 hat die Karpathenukraine (einſchließlich der Staats⸗ 
fremden) rund 725 000 Einwohner gehabt. Von dieſer Geſamtbevölkerung entfällt 
eine knappe er, mit 451000 Seelen auf die 
Ukrainer. Die zweitſtärkſte Gruppe bilden mit 146 000 Seelen die Madjaren, 
die in ziemlicher Geſchloſſenheit den ſüdweſtlichen Winkel der Karpathenukraine beſiedeln. 
An dritter Stelle ſtehen mit 102 000 Seelen die Juden; fie fißen zum größeren Teil 
in den Städten, wo ſie zwiſchen 19 und 42 v. H. der Einwohnerſchaft bilden. Die 
Tſchechen, deren es im Jahre 1930 etwa 21 000 gegeben hat, find über das ganze 
Land verſtreut und nur in einigen Städten, vor allem in IIzhorod, ſtärker vertreten. Die 
14000 Deut ſchen find auf eine Reihe räumlich getrennker Siedlungsgruppen verteilt. 
Am Weſtrand der Karpathenukraine ſitzen etwa 13000 Slowaken. Schließlich gibt 
es an der ae des Landes noch eine Gruppe rumäniſcher Dörfer. Es 

ibt für die Karpathenukraine alſo nur eine volkspolitiſche 
Sa die ſich zugleich als eine Terriforialfrage darbletet, 
nämlich die madjariſche Frage. Die ukrainiſch⸗madjariſche Volksgrenze, 
die keineswegs eine klare und eindeutig Teflsulenenbe Linie bildet, überſchreitet bei Ulzhorod 
die politiſche Grenze zwiſchen der Slowakei und der Karpathenukraine. Uzhorod felbft, 
die Hauptſtadt des Landes, liegt auf der Volksgrenze. Diefe verläuft dann in einem 
Abſtand von 20 bis 25 Kilometern etwa parallel der Trianoner Staatsgrenze in ſüd⸗ 
öſtlicher Richtung. Mukatſchewo (Munkacs) bleibt in einer Entfernung don etwa 
20 Kilometern von der Volkstumsgrenze im ukrainiſchen Siedlungsgebiet, während 
Beregszasz und Nagyszöllös auf madjariſchem Volksboden liegen. Bei Kiralyhaza über⸗ 
quert die Volksgrenze die Theiß, um dann auf die rumäniſche Staatsgrenze zu treffen. 

Wenn dieſes wirtſchaftlich wenig entwickelte Land, das von einer ſpärlichen Bevölke⸗ 
rung mit geringem Lebensſtandard bewohnt iſt, ein Brennpunkt der politi⸗ 
ſchen Auseinanderſetzungen geworden iſt, fo deshalb, weil es verſchiedene 
Faktoren gibt, denen es nicht paßt, daß dieſes Land 1. als drittes föderatives Glied im 
kſchechiſch⸗flowakiſchen Staatsverbande verbleiben will und 2. eine Regierung erhalten 
hat, die entſchloſſen ſcheint, die Belange der überwiegend ukrainiſchen Berl erung zur 
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Richtſchnur ihres Handelns zu machen. Es ift vor allem Polen, das eine foldye Ent: 
wicklung zu verhindern beſtrebt iſt. Die polniſche Diplomatie hat ſich in 
der karpathenukrainiſchen Frage ſtark engagiert, ſeitdem ſich ihre 
e durch eine Rückkehr der Slowakei unter die Herrſchaft der Madjaren das 

aupfziel ihrer Politik in Oſtmitteleuropa, die gemeinfame Grenze mit 
Ungarn, zu erreichen, als unerfüllbar herausgeſtellt hat. Von polniſcher Seite wird 
mancherlei getan, um eine Gtabilifierung der Verhältniſſe in der Karpathenukraine zu 
hintertreiben. Erſtens iſt da Rumänien, das die polniſche Diplomatie für ein aktives 
Eingreifen in die karpathenukrainiſche Frage zu gewinnen verſucht hat. In welcher 
Richtung das geſchehen iſt, hat die polniſche Preſſe verraten. Sie hat ſehr lebhaft den 
Gedanken einer Aufteilung der Karpathenukraine unter Ungarn, 
Rumänien und Polen erörtert. Dabei hat ſie ſich bemüht, dieſen Gedanken dem 
rumäniſchen Bundesgenoſſen durch den Hinweis auf die in der Karpathenukraine ſitzenden 
rumäniſchen Volksſplitter ſchmackhaft zu machen; auch hat ſie darauf hingewieſen, wie 
nützlich es für die Zuſammenarbeit zwiſchen Polen und Rumänien ſein würde, wenn die 
beiden Verbündeten eine längere gemeinfame Grenze und vor allem eine zweite (ſtrategiſch 
ſichere) Eiſenbahnverbindung erhielten. Auf Rumänien haben dieſe Lockungen nicht den 
erwarteten Eindruck gemacht. Die Bemühungen des Oberſten Beck, dieſen Verbündeten 
für die polniſche Auffaſſung der karpathenukrainiſchen Angelegenheit zu erwärmen und 
deſſen Bedenken gegen eine Auslieferung des Landes an Ungarn zu zerſtreuen, muß man 
nach den Kommentaren der rumäniſchen Preſſe als geſcheitert betrachten. Die Buka⸗ 
reſter Regierung lehnt es ab, den ungariſchen Reviſionswünſchen, die über das volks⸗ 
politiſch gerechtfertigte Maß hinausgehen, in irgendeiner Form und an irgendeiner Stelle 
Vorſchub zu leiſten. Sie hat gegenüber den polniſchen Beſtrebungen nach einer gemein⸗ 
ſamen polniſch⸗ ungariſchen Grenze ihr dringendes Intereſſe an der Aufrechterhaltung einer 
1 Grenze mit dem Staate der Tſchechen, Slowaken und Karpathenukrainer 
efonf. 2 


Der zweite Partner, den die polniſche Diplomatie anſetzt, um die „karpathenukrainiſche 
Gefahr“ zu beheben, iſt Ungarn, deſſen Anſprüche fie jede Unterſtützung zuteil 
werden läßt. Noch mehr: die polniſche Diplomatie iſt geradezu daran intereſſiert, zu 
verhindern, daß Ungarn in dem Wunſche, ſchwerwiegenden Verwicklungen aus dem Wege 
zu gehen, ſeine Gebietsanſprüche auf die durch die Nationalitätenverhältniſſe in der 
Karpathenukraine gerechtfertigten Grenzen beſchränkt. So kommt es, daß Polen in der 
karpathenukrainiſchen Frage als ein unverſöhnlicherer Faktor als das doch zunächſt be⸗ 
teiligte Ungarn erſcheint. Auch der Slowakei iſt in dem polniſchen Spiel rund um die 
Karpathenukraine ihre Rolle zugeteilt worden. Es iſt bekannt, daß zwiſchen Uzhorod und 
Preßburg in der Frage der in der Nordoſtſlowakei ſitzenden Bevölkerung gewiſſe 
Meinungsverſchiedenheiten beſtehen. Bei der Volkszählung von 1930 ſind in der Slowakei 
an die 100 000 Ilkrainer feſtgeſtellt worden. Sowohl von florvafifcher wie von ukrainiſcher 
Seite wird die Richtigkeit dieſes Zählungsergebniſſes in Zweifel gezogen, und zwar in der 
Form, daß die Bewohner des fraglichen Gebietes von der einen Seite als „flowakiſterte 
Ukrainer“, von der anderen Seite aber als „Slowaken griechiſch⸗katholiſchen Bekennt⸗ 
niſſes“ hingeſtellt werden. Der polniſchen Politik kommt dieſer Zwiſt zwiſchen den beiden, 
um neue Formen ihres politiſchen Lebens ringenden Nachbarn äußerſt gelegen. Sie ſieht 
hier eine Möglichkeit, das gutnachbarliche Verhältnis zur Slowakei zu trüben, deſſen 
die Karpathenukraine für ihren ſtaatlichen Ausbau bedarf. Schließlich noch eines: 
Die polniſche Propaganda iſt darauf bedacht, die in der Karpathenukraine herrſchen⸗ 
den Zuſtände als völlig unhaltbar erſcheinen zu laſſen. Nach ihrer Darſtellung ſoll dort 
ein blutiger Bürgerkrieg herrſchen, ſoll ſich die in Uzhorod gebildete Regierung nicht durch⸗ 
ſetzen können, ſoll ſich der madjariſche Bevölkerungsteil in blutigen Kämpfen mit den 
Tſchechen befinden, ſoll die ukrainiſche Bevölkerung bolſchewiſtiſch verſeucht ſein uam. 
Man wird gut tun, derartigen von der polniſchen Preſſe eifrig kolportierten Gerüchten 
gegenüber einige Skepſis walten zu laſſen. Man merkt die Abſicht. 


Die nicht zu beſtreitende Rückſtändigkeit der Karpathenukraine iſt nicht ein Argument 
gegen deren ſtaatliche Emanzipierung. Ungarn hat in den 1000 Jahren ſeiner Herr⸗ 
ſchaft über dieſes Land für deſſen wirtſchaftliche Erſchließung und für die kulturelle 
Hebung der ukrainiſchen Bewohner (deren meiſte Siedlungen übrigens erſt im 16. oder 
gar im 17. Jahrhundert aus wilder Wurzel entſtanden find) denkbar wenig 
getan. Die 1000 Jahre der madjariſchen Besch können, wenn man ihr gegen⸗ 
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wärtiges Ergebnis betrachtet, eher als ein Argument gegen denn für Ungarn gelten. 
Die Karpathenukraine braucht eine Regierung, für welche die Hebung des Landes nicht 
ein Problem unter vielen darſtellt, ſondern die einzige Aufgabe iſt, der ſie dient. 
Auch muß es eine Regierung ſein, die ſich die Hebung des die Mehrheit im 
Lande bildenden ukrainiſchen Bevölkerungsteiles zun Ziele geſetzt 
hat, nicht aber ein Intereſſe daran beſitzt, dieſen Bevölkerungsteil in einem Zuſtand zu 
erhalten, in dem er letzten Endes zu nichts anderem gut iſt, als im Dienſte fremder Inter⸗ 
effen als „ethnographiſches Rohmaterial“ verwertet zu werden. Nachdem in den letzken 
20 Jahren fo manchem Volkstum, in deſſen ſtaatsbildende Fähigkeiten mit Recht gewiſſe 
Zweifel geſetzt werden konnten, die Möglichkeit verſchafft worden iſt, ſich mit mehr oder 
weniger Geſchick als ſtaatstragendes Element zu erproben, muß es nur als recht 
und billig erſcheinen, wenn Europa auch den Ufrainern im 
Karpathenbogen einmal die Chance gibt, ihr Geſchick ſelbſt zu 
geſtalten, und zwar im Rahmen eines Staates, deſſen föde⸗ 
rativer Charakter durch die Großmächte ſichergeſtellt worden iſt. 


Volkstümer im mähriſchen Naum 


Die innerböhmiſche Landſchaft und ihre Menſchen 


In großen Zügen ſetzt ſich der tſchechiſche Anteil an Böhmen aus zwei 
ungleichwertigen Landſchaftsgruppen zuſammen: Im Weſten und Süden aus der 
leicht gewellten Hochfläche, die von der nordwärts ſtrebenden Moldau und ihren Zu⸗ 
flüſſen durchquert wird. Auf 500 bis 600 Meter Meereshöhe iſt fie ein rauhes und 
wenig fruchtbares Hafer⸗ und Kartoffelland. Jedoch birgt ſie in ihrem 
Weſten, namentlich im Zuge des Brdy⸗Waldes, reiche Schätze an Eiſenerzen und auch 
Steinkohlenlager. Dort liegen die Induſtrieſtädte Pilſen und Kladno und vor allem 
die Landeshauptſtadt. Prag ruht auf dem Schnittpunkt, wo dieſe weſt⸗ und ſüd⸗ 
böhmiſche Moldaulandſchaft mit dem bogenförmigen Oberlauf der Elbe in Berührung 
tritt und daher verſchiedene Wirtſchaftsgebiete einander begegnen. In ausgeprägtem 
Gegenſatz zu jenem Hochland erfreut ſich die fruchtbare Ebene des Elbe⸗ 
beckens eines warmen und trockenen Klimas. Auf Löß- und Mergelböden breiten 
ſich hier Getreidefelder und Zuckerrübenpflanzungen in blühender, dichter Beſiedlung aus. 


Dieſe beiden Kernlandſchaften des tſchechiſchen Volksbodens 
werden beinahe ringsum von deutſchen Siedlungen umſchloſſen, 
und zwar nicht allein auf den im Weſten, Norden und Dften Böhmen umrandenden 
Waldgebirgen, vielmehr auch ſüdoſtwärts auf den Hängen der Böhmiſch⸗ 
Mähriſchen Höhen mit der alten und früher viel bedeutenderen deutſchen Sprach⸗ 
inſel von Iglau und dem jetzt ans Reich gekommenen Schönhengſtgau um 
Zwittau. Weil der genannte Höhenzug die Waſſerſcheide zwiſchen Elbe und Donau, 
Nordſee und Schwarzem Meer bildet und damit auch Böhmen von Mähren abgliedert, 
hat das Flußnetz des Böhmiſchen Keſſels nur einen einzigen Ausgang, den maleriſchen 
Durchbruch des Stromes durch das Elbſandſteingebirge: „alle Waſſer Böhmens fließen 
nach Deutſchland“. Aber abgefehen von Außenpoſten, die, wie die Inſel von Budweis 
dem geſchloſſenen deutſchen Volksboden vorgelagert ſind, und außerhalb der namhaften 
deutſchen Kolonie in der Landeshauptſtadt Prag, ſind Deutſche im Innern 
dieſes einheitlichen tſchechiſchen Siedlungsgebiets in Böhmen 
heute lediglich in weiter Streuung anzukreffen und daher jeweils 
faſt nur in nicht beträchtlicher Zahl, obgleich ihre Geſamtziffer allein in der böhmiſchen 
Tſchechei ſich vielleicht nicht ſehr fern von hunderttauſend bewegen mag. Deutſches 
Kulturgepräge in der Anlage wie im Stadtbild zeigen indeſſen auch die Städte 
Böhmens, welche längſt entdeutſcht find, denn auf deutſche Gründungen find fie ſämtlich 
zurückzuführen; nur die Huſſitenſtadt Tabor wurde ſicherlich von Tſchechen gegründet. 
Die zahlreichen deutſchen Volksinſeln im inneren Böhmen des Mittelalters ſind in den 
Huſſitenkriegen und danach während des Dreißigjährigen Krieges durch Ausmorden, Ver⸗ 
treibung oder Aſſimilierung zu Grunde gegangen. 
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Die Befonderheit der Mährer gegenüber den Tſchechen 


Gegenüber dieſer Geſchloſſenheit des tſchechiſchen Siedel— 
bodens in Böhmen liegen die Verhältniſſe, auch ſchon geographiſch, 
Anders in Mähren. Und zwar laſſen ſich grundſätzliche Unterſchiede 
der Volkswerdung in Böhmen und Mähren bis in die Jahrhunderte nach der 
ſlawiſchen Einwanderung in dieſe Räume zurückverfolgen. Nachdem die Slawen nämlich 
im 6. Jahrhundert n. Zw. von den fruchtbaren Ebenen der March und des Elbebeckens 
Beſitz ergriffen hatten, gelang es dort dem Stamm der Tſchechen, deſſen Niederlaſſungen 
damals noch ſehr begrenzt waren und kaum mehr als die Schlüſſelſtellung im Raume 
um das heutige Prag umfaßten, unter dem Herrſchergeſchlecht der Przemysliden im 9. und 
10. Jahrhundert über die anderen Slawenſtämme des böhmiſchen Keſſels die Oberhand 
zu gewinnen und die beſtehenden Stammesunterſchiede in einer allgemeinen Tſchechi⸗ 
ſierung vollkommen zu verwiſchen. In Mähren hingegen hat erſt im Laufe 
der letzten Menſchenalter, als tſchechiſche Zuwanderer aus 
Böhmen in den gewerbereichen mähriſchen Städten ihr Brot 
fanden, die eigentliche Tſchechiſierung begonnen. Sie iſt in den 
einzelnen Gegenden ſehr ungleichmäßig fortgeſchritten. Weite Bepölkerungsteile, namentlich 
des bäuerlichen Landes, vermochten ihre althergebrachte ſlawiſche Stammesindividualität 
bis in die Gegenwart hinein zu bewahren. Beſondere Eigenarten konnten 
ſich inden verſchiedenen Landſchaften Mährens entwickeln, weil 
es im Unterſchied zu Böhmen eines ſolchen einigenden räum⸗ 
lichen Mittelpunktes wie Prag ermangelt. Nebeneinander und ohne 
eine alles überragende Landeshauptſtadt ſind die mähriſchen Landſchaften gelagert. 

Seinen Landesnamen führt Mähren nach der March“). Gleich einem Fächer über: 
ieht das weit nach Norden und Weſten ausgreifende Einzugsnetz der oberen und mittleren 
acc das breite mähriſche Flußbecken, um es zu einem aus geſprochenen Durch— 
zugsgebiet vorauszubeſtimmen, deſſen Richtungen, ſei es vom Nordweſten (von 
Böhmen und Schleſien) oder Nordoſten (von Oberſchleſien und Galizien) her, ſtets ſüd⸗ 
wärts laufen. Seine geographifche Zuſammenfaſſung in einer gemeinſamen Ausmündung 
aller Verkehrslinien liegt aber erſt weit ſüdlich der geſchichtlichen Landesgrenze, nämlich 
im Wiener Becken, wo ſich die March in die Donau ergießt. Südmährenſtellt 
nicht viel mehr als eine Ausbuchtung des Wiener Beckens und 
Marchfeldes dar, eine von Fruchtbarkeit ſtrotzende, üppige Gartenlandſchaft mit 
Gemüſepflanzungen und Obſthainen neben den Rebhügeln auf dem Jurakalk der Pollauer 
Berge, zu deren Füßen nördlich der Thaya nunmehr die neue Reichsgrenze verläuft. 
Uleberhaupt hat Mähren, das ſich ohne natürliche Hinderniſſe nach Süden öffnet, 
mancherlei, vielleicht ſogar mehr Verwandtſchaft mit den niederöſterreichiſchen Donau⸗ 
gegenden und derem Menſchenſchlag als mit dem böhmiſchen Gebirgsland und den im 
nationalen Ringen ſeit Jahrhunderten fanatifierten Tſchechen. 

Nicht unähnlich dem Schmelz der mähriſchen Landſchaft in ihrem warmen, ſonnigen 
Trockenklima find auch die ſlawiſchen Mährer von milder, weicher und offener 
Weſensart. Dank ihrer Fähigkeit und Bereitſchaft zur Einfühlung in die Eigenheiten des 
Nachbarn hat ſelbſt bis zum Ausgang des Weltkrieges ſo gut wieſtets 
ein aufrichtiges Einvernehmen zwiſchen Deutſchen und Slawen 
im mähriſchen Raum beſtanden. Gemeinſam leiſteten beide den Beſtrebungen 
des böhmiſchen Tſchechentums Widerſtand, das darauf ausging, die Selbſtändigkeit der 
Verwaltung dieſes damaligen öſterreichiſchen Kronlandes anzutaſten. Immer wieder 
fand man in Mähren, ganz im Gegenſatz zu dem unzufriedenen und unruhigen Böhmen, 
einen Ausgleich zwiſchen Deutſchen und Slawen, um zu einer arbeitsfähigen Volks⸗ 
vertretung im heimiſchen Landtag zu gelangen. Wohl infolge dieſer Verſöhn⸗ 
lichkeit des mähriſchen Menſchenſchlags, deren Wurzeln, wenigſtens 
teilweiſe, auch in einer anderen Blutmiſchung als der tſchechiſchen, zu vermuten ſein mögen, 
ſind in Mähren, abermals im Unterſchied zu Böhmen, viele der 

aıtuWdertommenen beutſchen Boltsinſeln erhalten geblieben. 
Dabei mag freilich auch ihre Streulage zwiſchen den verſchiedenen mähriſchen Stämmen 
eine Rolle geſpielt haben. 


2 Der Name der March geht auf bie in der Zeit vor der Völkerwanderung im Lande fiedelnden Quaben 
zurück, das germaniſche Brudervolk der Markomannen, die damals während eines halben Jahrtauſends den 
döhmiſchen Raum beſiedelten. 
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Die deutſchen Volkstumsinſeln in Reſt⸗Mähren 


Nach der Ausgliederung des geſchloſſenen deutſchen Volksbodens in Südmähren 
und andererſeits in dem nordmähriſch⸗ſchleſiſchen Sudetenland erfährt der mähriſche 
Raum eine völlige Umgeftaltung, weil feine nordſüdliche Ausdehnung ſich auf die Hälfte 
verringert, nämlich auf 70 Kilometer auf der kürzeſten Strecke, die geradeswegs über 
Brünn führt. Mit der neuen Grenzziehung tritt der Charakter 
Mährens als eines ausgeſprochenen Burchgangsgebietes in 
norödſüdlicher wie weſtöſtlicher Richtung noch deutlicher als 
bisher in Erſcheinung. Die Landeshauptſtädte Brünn und Olmütz, die 
in der Ellipſenform des bisherigen Kartenbildes Mährens gleich Brennpunkten die Straßen⸗ 
bündel zuſammenfaßten, find nunmehr in unmittelbare Nähe der Staats⸗ 
grenze gerückt. Brünn liegt auf der weſtlichen der beiden Schlagadern Mährens, 
auf der Kreuzung der Wege, die von Prag nach Wien oder auch nach Preßburg und 
Budapeſt oder von dort nach Nordoſten laufen. Oſtwärts von Brünn führt quer durch das 
untere Marchbecken die Linie über den Vlara⸗Paß der Weißen Karpathen, welche für den 
Zuſammenhalt der Tſchecho⸗Slowakei eine ſteigende Bedeutung gewinnt. Das 
Brünner Deutſchtum, das für die Entwicklung Mährens von großer Bedeutung 
war, hatte noch bis zum Ausgang des Weltkrieges mit 60 v. H. die Mehrheit in der 
emſigen Handels: und Induſtrieſtadt inne. Erſt mit Hilfe von Eingemeindungen tſchechi⸗ 
ſcher Vororte wurde das Deutſchtum Brünns in die Minderzahl verſetzt. Trotzdem 
beziffert es ſich auch heute noch auf mehr als 56 000 Seelen unter 253 000 
Einwohnern. Es vermag ſich dabei auf namhafte Kultureinrichtungen wie eine Deut 
ſche Techniſche Hochſchule und ein Deutſches Theater zu ſtützen. Zwiſchen Brünn 
und der neuen Reichsgrenze im Süden liegen einige Dörfer mit teilweiſe 
deutſcher Bevölkerung. Andere, zergliederte Volksinſeln mit insgeſamt an⸗ 
nähernd 4 00 Deutſchen, find im Oſten von Brünn zwiſchen Auſterlitz und 
Wiſchau als Reſte einer noch vor fünfzig Jahren geſchloſſenen größeren Sprachinſel 
erhalten geblieben. 

Eine ähnliche Grenzlage wie Brünn nimmt nach der neuen Grenzziehung im Nordoſten 
die urſprüngliche Hauptſtadt Mährens, die alte Feſtung Olmütz, am Fuße der 
Sudeten ein. (Siehe: „Das Olmützer Deutſchtumsgebiet“ in „Oſtland“ Nr. 20/1938, 
Seite 443.) Hier ſchneiden ſich die Wege von Prag nach Oſtmähren, Oberſchleſien und 
Galizien mit den nordſüdlich verlaufenden Straßen, die von Schleſien her (auf den Linien 
Friedrichs d. Gr.) nach dem Wiener Becken oder aus dem Nordoſten über die Mähriſche 
Pforte und durch das Marchbecken (im Zuge polniſch-ungariſcher geopolitiſcher Ziele!) 
nach Preßburg ſtreben. Ein Teil ſeiner raumpolitiſchen Wichtigkeit iſt von Olmütz auf 
das nahe Prerau übergegangen, das im genauen Schnittpunkt diefer öſllichen Schlag⸗ 
ader Mährens mit der Linie Brünn —Mähriſch-Oſtrau ruht. All dieſe Handels- und 
Gewerbeſtädte an uralten Völkerwegen waren Gründungen nach deutſchem Stadtrecht 
und fie beherbergen ein jahrhundertealtes Deutſchtum, das in Prerau, Proßniß, 
Kremſier uſw. aus einer früher hervorragenden Stellung in den letzten Jahrzehnten 
auf eine jetzt wenig beträchtliche Minderzahl von etwa je 1000 herabgedrückt worden 
iſt. Eine deutſche Mehrheit beſaß Olmütz bis zum Weltkriege (mehr als 24 000 Seelen), 
bis auch ihr durch tſchechiſche Eingemeindungen ein Ende bereitet wurde. Weſtlich von 
Olmütz liegt die ſechshundertjährige Sprachinſel von Deutſch⸗ 
Brodek — Wachtl mit heute knapp 4 000, im Jahre 1910 aber noch 5 300 
Deutſchen. Endlich weiſt auch der oſtmähriſche Zipfel jenſeits der Mähriſchen Pforte 
im Gebiet der Schwerinduſtrie von Mähriſch⸗Oſtrau und „ Oderberg 
dm.) As 30 000 Deutſche auf. (Siehe: „Das Deutſchtum in Mähriſch⸗Oſtrau“, 

eite 465. 

Die umfangreichſte der deutſchen Volksinſeln, die in dem neu zu geſtaltenden tſchechi⸗ 
ſchen Staatsverband verbleiben, ruht beiderſeits der Hänge des Böhmiſch⸗Mähriſchen 
Höhenzugs. Den Mittelpunkt dieſes ſogenannten Igellandes von annähernd 400 Qua⸗ 
dratkilometern bildet das ehemals gewerbereiche Iglau, eine Paß⸗ und Brückenſtadt 
auf 516 Meter Meereshöhe an dem geraden Wege zwiſchen Prag und Wien, die dank 
dieſer Verkehrslage und dem damals noch betriebenen Silberbergbau im hohen Mittel⸗ 
alter die zweite Stelle unter den Städten des böhmiſch⸗mähriſchen Raumes einnahm. 
Am Ende des Weltkrieges waren jedoch kaum noch zwei Drittel der etwa 55 000 Seelen 
zählenden Bevölkerung des Landes als Deutſche zu zählen. Seitdem iſt ihre Zahl infolge 
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der Tſchechiſterung weiter zurückgegangen. Heute umgeht der Großverkehr die Böhmen 
von Mähren ſcheidenden Höhen, indem Hauptſtraße und Eiſenbahn zwiſchen Prag und 
Brünn im Bogen weit im Norden über Pardubitz und den jetzt zum Reiche gekommenen 
Zwittauer Schönhengſtgau ziehen. (Siehe: „Tſchechiſierungsarbeit im Igelland“ in 
„Dftland“ Nr. 17/1938, Seite 362.) 

Insgeſamt dürfte die Zahl der im verkleinerten Mähren 
verbleibenden Volksdeutſchen auf mindeſtens 140 bis 150 000 
Seelen zu ſchätzen fein. Es zeigen ſich alſo beträchtliche Ulnterſchiede zwiſchen 
der nahezu geſchloſſenen Einheitlichkeit des Volksbodens in dem tſchechiſchen Kernlande 
Böhmens mit immerhin 100 000 Streudeutſchen, wo aber die deutſchen Sprachinſeln heute 
nur noch am Rande des tſchechiſchen Siedlungsgebiets (abgeſehen von der deutſchen 
Kolonie in Prag) anzutreffen ſind, und dem viel kleineren Mähren mit ſeinen zahlreichen 
deutſchen Einlagerungen. Jedoch ſtellt ſich auch ſonſt, in feiner flami- 
ſchen Bevölkerung der mähriſche Raum im Gegenſatz zum tſche⸗ 
chiſchen Böhmen in bunter Mannigfaltigkeit dar. Dazu iſt es nötig, 
die räumlichen Grundlagen Mährens wenigſtens in knappen Zügen zu umreißen, weil 
offenbar die Gliederung in einzelne Teilräume bei der Herausbildung verſchiedener Sonder⸗ 
typen und ſelbſt Volkstümer mitgewirkt hat. Nach dem Ausſcheiden des geſchloſſenen 
deutſchen Siedelbodens laſſen ſich in Mähren im weſentlichen etwa ſechs 
Landſchafts- und Bevölkerungsgruppen unterſcheiden: 


Horaken, Hannaken, Wallachen, Slonſaken, Slowaken 


Ziemlich einförmig und in flachen Wellen dacht ſich der Böhmiſch-Mähriſche 
Landrücken ab, bis ſeine Begrenzung im Oſten durch eine nordſüdliche Bruchlinie 
gebildet wird. Auf dieſem rauhen und wenig fruchtbaren und auch nicht dicht beſiedelten 
Hochland mit kleinen Landſtädtchen, einem Hafer-, Roggen- und Kartoffelboden, zwiſchen 
Iglau und Brünn, hauſt ein fleißiger und genügſamer, ſtiller Menſchenſchlag als Flachs⸗ 
bauern und Hausweber, Holzfäller und Kohlenbrenner oder Steinbrucharbeiter. Von 
dem Bergland haben fie auch ihren Namen erhalten (hora — Berg); es find die 
Horaken (rund 430 000 Seelen). Sie zeichnen ſich durch ſchlanken, oftmals mehr 
als mittelgroßen Wuchs und durch Wißbegierde bei einer gewiſſen Empfindſamkeit aus. 
Infolge ee unmittelbaren Nachbarſchaft zu dem tſchechiſchen Kerngebiet in Böhmen 
haben fie unter allen mähriſchen Stämmen am meiften von den 
Tſchechen in Sprache und Sitte angenommen. Trotzdem ſollen ſich die 
Horaken im großen Ganzen als deutſchfreundlich erwieſen haben. 

In auffallendem Gegenſatz zu den Horaken ſtehen die Hannaken, die Bewohner 
der Alluvialfurche (der Wiſchauer Senke) zwiſchen Brünn und der Mähri⸗ 
ſchen Pforte ſowie des oberen Marchbeckens, das etwa von der neuen 
Reichsgrenze im Norden ſüdwärts bis zum Marsgebirge reicht. Auf der fetten, lehmigen 
Ackerſcholle, der fruchtſchweren ſchwarzen Erde dieſer i unge gedeiht die berühmte 
Hanna-Gerſte, deren Güte (im Verein mit dem Saazer Hopfen) den Ruf der böhmiſchen 
Biere begründet hat. Seinen Reichtum liebt der Hannake in Geſelligkeit und Gaſt⸗ 
freundſchaft bei Muſik und Geſang oder auch in ſeiner traditionellen Vorliebe für 
zahlreiche und ſchöne Pferde gern zur Schau zu tragen. Ohne ſonderliche Luſt zum 
ſoldatiſchen Handwerk, obwohl von ſtrotzender Geſundheit und von zumeiſt hohem, dabei 
kraftvollem, oftmals i Wuchſe, ſind unerſchütterliche Gemütsruhe bis zum 
Phlegma, Selbſtbewußtſein, Lebensfreude und Religioſität, Humor und Schlauheit die 
Kennzeichen des Hannaken. Auch die wohlhabenden, betriebſamen Städte Proßnitz, 
Olmütz, Prerau, Kremſier uſw. gehören zu dieſem Bereich, das in dichter Beſiedlung 
annähernd eine halbe Million Menſchen umfaßt. 

Wenn die drei Landſchaften, die weſtmähriſche Hochfläche, das induftrialifierte Brünn 
an der Nordſüd⸗Verkehrsader und die üppige Hanna im oberen Marchbecken, ungeachtet 
aller Unterſchiede im Weſen, in der Sitte und auch Mundart ihrer Bewohner dennoch 
im Laufe der letzten Menſchenalter eine mehr oder minder tief gehende Tſchechiſierung 
erfahren haben, ſo heben ſich nicht allein in dieſer Hinſicht die öſtlichen drei Gebiete 
Mährens von ihnen ab: Im Oſten der Mähriſchen Pforte ſind neben 
Deutſchen mähriſch⸗ſchleſiſche Miſchſtämme anſäſſig, Lachen und 
Slonſaken (ungefähr eine viertel Million), deren Mundarten dem ſlawi⸗ 
ſchen Dialekt Oberſchleſiens nahekommen. In langen Jahrhunderten friedlichen 
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Zuſammenlebens mit dem einheimiſchen Deutſchtum hat ſich eine althergebrachte 
deutſchfreundliche Haltung bei dieſen mannigfach gemiſchten flawifchen 
Volksſplittern herausgebildet. 

Südlich von dieſen ſtellen die Mähriſchen Wallachen eine beſondere Miſchung 
aus ſlawiſchen und rumuniſchen Kreuzungen dar. Der Name „Rumune“ oder „Wallache“ 
beſchränkte ſich urſprünglich auf Hirtenvölker, die von Rumänien her in einem weitver⸗ 
zweigten Zuſammenhang die oberen Hänge der Karpathen mit der Schafzucht bemirt: 
ſchafteten. Während ſie in Oſtgalizien ukrainiſiert wurden, haben ſie ſich, wenigſtens 
teilweiſe, unter den Polen auch ſprachlich noch im Jablunka-Gebirge erhalten können. 
Weiter im Weſten, in den Beskidentälern der Unteren und Oberen Beczwa haben ſie ſich 
mit mähriſchen und ſlowakiſchen Stämmen vermiſchk, die dabei viele 
echt wallachiſche Ausdrücke und Redewendungen in ihren ſlawiſchen Wortſchatz aufge— 
nommen haben. Daher weichen Mundarten und Geſittung der 130 000 Bewohner 
dieſer Gebirgstäler, die bei Wallachiſch⸗Meſeritſch unweit der 
Mähriſchen Pforte ausmünden, in weſentlichen Dingen beträchtlich vom 
Tſchechiſchen (aber noch mehr vom Polniſchen) ab. Leider fällt dieſes wetterfeſte, abge⸗ 
härtete Bergvolk, das jahrhundertelang eine vorzügliche Truppe, das Partaſchen⸗Corps, 
zur Ueberwachung der mähriſchen Oſtgrenze aufzuſtellen vermochte, in den letzten Jahr⸗ 
zehnten einer allmählichen Entartung durch Alkoholmißbrauch zum Opfer 

Den ſüdöſtlichen Abſchluß in dieſer Reihe von Landſchaften Mährens bildet das 
untere Marchbecken, das von dem oberen Lauf der March durch einen abge 
löſten Aſt der Karpathen, das Marsgebirge und den Steinitzer Wald, zugleich von dem 
oberen Marchbecken (der Hanna) und dem Raume um Brünn ausgegliedert wird. Nach 
Oſten hingegen ſtellt der niedrige Vlara⸗Paß (280 Meter), über den auch die wichtige 
Eiſenbahn zwiſchen Brünn und Sillein läuft, eine gute Verbindung über die Weißen 
Karpathen mit dem Waagtal in der Slowakei her. Zur Slowakei gehört ſchon das 
linke Ufer der March abwärts von Göding. Daher haben ſlowakiſche Mund: 
arten von dieſem unteren Marchbecken 1 ergriffen, während es ſtarke kultu⸗ 
relle Einflüffe von dem nahen Deutſchtum empfangen hat, das ſeit 
dem Mittelalter in der Kulturbefruchtung des ganzen böhmiſch⸗mähriſchen Raumes 
zwar nur ſehr begrenzt deutſchen Volksboden, aber weitgehend deutſchen Kulfurboden 
Aulehaffen hat. Dieſe Kulturgrenze der Weſtkarpathen tritt dem Beobachter deutlich vor 

ugen. Indeſſen ift in der letzten Zeit zu der ſlowakiſchen Sprache im unteren March⸗ 
becken auch ein ſlowakiſches Volksbewußtſein hinzugetreten. Im Zuge 
der Beſtrebungen, die auf eine (politifche wie räumliche) Umgeſtalkung des tſchechiſch⸗ 
ſlowakiſchen Staatsverbandes hinzielen, iſt neuerdings von ſlowakiſchen Nationaliſten 
die Forderung erhoben worden, dieſes untere Marchbecken, das mehr als 300 000 Ein⸗ 
wohner zählk, mit der Slowakei zu vereinigen. Wenn dieſem Erſuchen ſtattgegeben 
werden ſollte, würde die Grenzlage der Stadt Brünn (mit ihrer Viertelmillion Bewohner) 
noch mehr als jetzt ſchon betont; ebenſo ſehr als der neuen Reichsgrenze wäre ſie der 
neuen Slowakei benachbart. 

So zeigt ſich auch im verkleinerten Raume Mährens in höchſtem Grade ein Neben⸗ 
einander eines vielfältigen Moſaiks verſchiedener Völkerſchaften gleichzeitig mit den 
geopolitiſchen Spannungen ſtaatlicher, volklicher und wirtſchaftlicher Probleme dieſes 
ausgeſprochen naturbeſtimmten Durchgangslandes, das zwiſchen Böhmen und Galizien, 
zwiſchen Böhmen und der Slowakei, zwiſchen Böhmen und Schleſien und dem Wiener 
Becken, oder endlich zwiſchen Weſtgalizien und den Donau⸗Ebenen als Schlüſſelſtellung 
eingelagert iſt. Eine entſcheidende Bedeutung kommt daher dieſem nicht ſehr umfangreichen 
Raume zu, in dem die Anweſenheit bodenſtändiger Deutſcher und 
die Wirkung der friedlichen deutſchen Kulturleiſtung uralt, 
die Herrſchaftsanſprüche Anderer dagegen zum Teil erſt jüngeren 
Datums ſind. Franz Pauſer. 


Ein mutiges und tapferes Volk wird ſtets den 
Weg zum Aufſtieg und zur inneren Freiheit finden 
Konrad Henlein 
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Das Deutſchtum in Mähriſch⸗Oſtrau 


Infolge der Beſetzung des überwiegend deutſchen Gebietes von Oderberg durch Polen 
hat ſich die Dreiſtaatenecke Deutſches Reich — Polen —Tſchecho⸗Slowakei, die bis⸗ 
lang bei Schurgersdorf lag, um etwa 10 Kilometer in ſüdweſtlicher Richtung verſchoben. 
Die drei Staaten grenzen heute etwa dort aneinander, wo die Oſtrawitza in die 
Oder einmündet. Das zwiſchen dieſen beiden Flüſſen gelegene Land, das unter 
tſchechiſcher Herrſchaft geblieben iſt, gehört mit feinem nördlichen Teil zum Oſtra⸗ 
Karwiner Kohlenrevier, das ſich einerfeits in öſtlicher Richtung in das von Polen okku⸗ 
pierte Gebiet bis nach Freiſtadt erſtreckt und andererſeits in weſtlicher Richtung ſchwache 
Ausläufer in den ſüdöſtlichen Teil des Hultſchiner Ländchens vorſchiebt. Der zum 
Kohlenrevier gehörende Teil des Zwiſchenſtromlandes iſt ein 
wirtſchaftlich hochbedeutſames Gebiet. e e gehört es 
zum Stadtkreis Mähriſch⸗Oſtrau. Dieſer ſetzt fi) aus einer Reihe von Induſtrie⸗ 
gemeinden zuſammen, nämlich außer Mähriſch-⸗Oſtrau ſelbſt aus den Städten Witko⸗ 
witz, Oderfurt und Marienberg und den Orten Zabreh, Neudorf und 
Hrabuwka. Im Jahre 1930 hat der Stadtkreis Mähriſch-Oſtrau über 125 000 
Einwohner gezählt. 


Die Stadt Mähriſch⸗Oſtrau iſt ein bedeutender Kultur-, Verwaltungs- und 
Induſtriemittelpunkt. Sie iſt der Sitz von neun mittleren Verwaltungsbehörden und von 
fünf Konſulaten (darunter das oft genannte polniſche Generalkonſulat). Die Stadt 
beſitzt vier höhere Schulen und eine Akademie, ein Stadttheater, ein Muſeum uam. 
Mähriſch⸗Oſtrau iſt als Mittelpunkt des wichtigſten, der Tſchecho⸗Slowakei verbliebenen 
Steinkohlen⸗ und Schwerinduſtriegebietes eine ausgeſprochene Induſtrie⸗ 
ſtadt. Sie hat mehr als 100, meiſt große induſtrielle Unternehmungen: Kohlengruben, 
Aufbereitungsanſtalten und Kokereien, Brikettfabriken und Hochöfen, Betriebe der Metalle 
induſtrie, der chemiſchen Induſtrie, der Nahrungsmittelinduſtrie uff. Witkowitz iſt 
durch feine rieſigen Eiſenwerke zu Weltruf gelangt; außer Hochöfen, Stahl⸗ und Walz 
werken und Maſchinenfabriken gibt es dort zahlreiche andere induſtrielle Betriebe: Brücken⸗ 
bauanſtalt, Keſſelfabrik und Chamottefabrik, Gießerei, Drahtfabrik und Kokerei, Phos⸗ 
phatmühle, Wäſchefabrik uam. Das benachbarte Oderfurt fügt ſich mit ſeiner 
Metallinduſtrie, ſeiner Papiererzeugung und ſeiner chemiſchen Induſtrie in das Bild dieſer 
Induſtrielandſchaft ein. Dasſelbe gilt von Marienberg, das neben Steinkohlen— 
gruben, Maſchinenfabriken, Gießereien, Seifenfabriken uſw. eines der größten europäifchen 
Stickſtoffwerke aufweiſt. Zu dieſer induſtriellen Bedeutung des Zwiſchenſtromlandes 
kommt noch ſeine hervorragende verkehrspolitiſche Lage. Bei Mähriſch⸗ 
Oſtrau gabelt ſich die von Berlin über Breslau und Oderberg kommende Hauptſtrecke 
nach Prag, Wien und Preßburg. Zwei weitere Strecken ſchließen Mähriſch-Oſtrau 
unmittelbar bzw. über Friedek an die ſogenannte Balkanbahn an. Und ſchließlich mündet 
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§ 1. Wer die litauiſche Nation oder den litauiſchen Staat beleidigt oder verächtlich macht, 
wird mit Gefängnis oder mit Zuchthaus bis zu vier Jahren beſtraft. 

$ 3. Wer die ſtaatliche Treue der litauiſchen Staats angehörigen, ihre ſtaatliche Einheit oder 
ihre Widerſtands fähigkeit oder das Nationalbewußtſein der Litauer unterdrückt oder ſchwächt, 
wird mit Gefängnis beſtraft. 

9 4. Ein litauiſcher Staatsangehöriger, der im Auslande Unterſtützung gegen den litauiſchen 
Staat ſucht oder in eine ſolche Beziehung mit dem Auslande tritt, durch die er feine Treuepflicht 
gegenüber dem Staate bricht, wird mit Zuchthaus beſtraft. 

$ 16. Wer eine erfundene oder entſtellte Nachricht über die Tätigkeit eines Organs der 
Staatsregierung oder einer ſtaatlichen Behörde verbreitet oder öffentlich behauptet, wird, falls 
dadurch deren Autorität verletzt wird, mit Gefängnis beſtraft. 


Aus dem Geſetz zum Schutze von Nation und Staat vom 8. Februar 1934. 
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in Mähriſch⸗Oſtrau die Bahn Liegnig—Teife—Troppau in die erwähnte, nach Wien und 
Preßburg gehende Hauptſtrecke ein. Hatte Mähriſch⸗Oſtrau verkehrspolitiſch bisher im 
Schatten Oderbergs gelegen, fo wird durch den Verluſt dieſes großen Eiſenbahnknoten⸗ 
punktes an Polen, die Verkehrsbedeutung der Stadt beſonders ſtark unterſtrichen. 

In völkiſcher Hinſicht ſtellt das Zwiſchenſtromland um 
Mähriſch⸗Oſtrau ein ausgeſprochenes Miſchgebiet dar. Stark 
find die Deutſchen vertreten. Der nichtdeutſche Bevölkerungsteil ſetzt ſich vor allem 
aus Angehörigen der ſchleſiſch⸗mähriſchen Miſchſtämme zuſammen. 
Vor allem nach dem Kriege iſt die Zahl der Tſchechen beträchtlich geſtiegen. Auch 
einige Polen gibt es noch dort. Um ein brauchbares Bild der Nationalifätenverhältniſſe 
zu erhalten, iſt es notwendig, auf die Volkszählung von 1910 zurückzugreifen. Es ergibt 
ſich da folgendes Bild: 


davon Umgangsſprache 


Orte Geſamtbe⸗ böhmiſch Staats⸗ 
völkerung deutſch mähriſch polniſch andere fremde 
ſlowakiſch 
Welle rau 3 36754 17299 13349 5095 22 989 
Witkow ige 23 151 15 990 4 557 1651 13 940 
Dderfut .. 2 .2.% 16 462 8156 5146 2862 6 292 
Marienberg 11040 547 8011 2279 6 197 
Babred . 2.2... 9809 1111 7.602 850 — 246 
Neudorf 5 1583 59 1423 57 — 44 
Hrabuwkaa .... 3032 323 2905 46 6 43 


.. ——:. .. EN De 
Groß⸗Mähr.⸗Oſtrauu 101 831 43 194 42 993 12840 53 2751 


Die Deutſchen haben demnach im Jahre 1910 in Groß-⸗Mähriſch⸗Oſtrau mit 
42,4 v. H. der Geſamtbevölkerung die ſtärkſte Einwohnergruppe gebildet. In 
Mähriſch⸗Oſtrau ſelbſt haben fie mit 47,1 v. H. und in Oder furt mit 
49,6 p. H. faſt die Hälfte und in Witkowitz mit 69,0 v. H. mehr als zwei Drittel der 
Bevölkerung ausgemacht. In dieſen drei Hauptorten des Zwiſchenſtromlandes haben die 
Deutſchen alſo die abſolute Mehrheit gehabt. Die Orte Zabreh und Hrabuwka 
können, da ſie abſeits des Oſtrau⸗Witkowitzer Gebietskernes liegen, bei einer Betrachtung 
der Nationalitätenverhältniffe ausgeſchieden werden. Oderfurt liegt in der 
Deuffchen Beſetzungszone, ſcheidet alſo gleichfalls aus. Dagegen muß der kleine Ort 
Ellgoth vom Gerichtsbezirk Troppau, der bei der Tſchecho⸗Slowakei verblieben iſt, 
mitbeachtet werden. In dem ſo umriſſenen Gebiet von Mähriſch⸗Oſtrau, 
Witkowitz, Marienberg, Neudorf und Ellgoth hat es 1910 72 764 
Einwohner gegeben. Davon ſind 33 897 ſolche mit deutſcher Umgangsſprache geweſen. 
27 573 haben die böhmiſch⸗mähriſch⸗ſlowakiſche und 9 082 die polniſche Umgangssprache 
angegeben. Der Reſt hat ſich aus Staatsfremden zuſammengeſetzt. Im Bereich der 
genannten fünf Orte hat das deutſchſprachige Element im Jahre 1910 
demnach 48 v. H. der Geſamt bevölkerung betragen. Es kommt noch 
hinzu, daß ein erheblicher Teil derjenigen Bewohner, die bei der Volkszählung die 
böhmiſch⸗mähriſch⸗ſlowakiſche Umgangsſprache angegeben haben, Angehörige jener 
ſchleſiſch⸗mähriſchen Miſſchſtäm me find, die kulturell dem 
Deutſchtum zuneigen und politiſch deutſchfreundlicheingeſtellt 
ſind. Unter Berückſichtigung dieſer Tatſache und unter gleichzeitiger Beachtung des 
Umſtandes, daß ſich die im Jahre 1910 feſtgeſtellten Verhältniſſe bis zum Jahre 1919 
im weſentlichen unverändert erhalten haben, muß man zugeben, daß Dentſchland 
im Falle einer Volksabſtimmung in dieſem Gebiet mit einer 
klaren Mehrheit hätte rechnen können. Für das Oſtrau⸗Witkowitzer 
Induſtrierevier gilt alſo dasſelbe wie etwa für das Olmützer Deutſchtumsgebiet (Siehe 
„Oſtland“ Nr. 19/1938, Seite 4431): Das Deutſche Reich hat ſich bei der Feſtſetzung 
feiner neuen Grenzen gegenüber dem tſchechiſchen Staat eine weitgehende Zurückhaltung 
hinſichtlich ſeiner Gebietsforderungen auferlegt. Das Deutſche Reich hat nicht nur keine 
Gebiete beanſprucht, deren deutſcher Charakter nicht von vornherein feſtſtand, ſondern 
es hat, um einer weitgehenden Verſtändigung mit dem tſchechiſchen Staat alle Wege zu 
ebnen, auch auf mehrere Gebietsteile verzichtet, auf die es ſeine an ſich berechtigten 
Anſprüche jederzeit im Wege einer Volksabſtimmung hätte nachweiſen können. 
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Abwanderung aus dem Grenzgebiet 


Man iſt gewohnt, das oberſchleſiſche Induſtrierevier als ein Gebiet 
mit wachſender Bevölkerung zu betrachten. Das iſt es auch, ſeitdem es eine Bevölkerungs⸗ 
ſtatiſtik gibt, immer geweſen. Seit 1936 iſt das anders. Unter dem Einfluß der auf eine 
induſtrielle und bevölkerungspolitiſche Konzentration abgeſtellten Wirtſchaftspolitik des 
Reiches iſt aus dem induſtrie- und geburtenreichen Revier an der polniſchen Grenze ein 
Gebiet mit ſinkender Bevölkerung geworden. Die nüchterne Statiſtik 
ſpricht eine ernſte und nicht mißzuverſtehende Sprache“). 

In der Zeit zwiſchen den beiden letzten Volkszählungen von 1925 und 1933 hat 
die Provinz Oberſchleſien einen Wanderungsverluſt von 37 939 Perſonen zu verzeichnen 
gehabt, und zwar haben die 14 Land kreiſe einen Wanderungs verluſt von 50 105, 
die 6 Stadt kreiſe dagegen einen Wanderungs gewinn von 12166 Perſonen gehabt. 
Dieſer Gewinn iſt faſt ausſchließlich den Städten des unmittelbar an der Grenze gelegenen 
Induſtriegebietes zugutegekommen. Von 1933 an haben ſich die Berhältniffe in dieſem 
Gebiet, das die Städte Beuthen, Gleiwitz und Hindenburg, ſowie 
den Landkreis Beuthen⸗Tarnowitz umfaßt, allmählich verſchoben. Die 
Wanderungsbewegung hat ſich in den erſten vier Jahren nach der Machtergreifung, für 
die bisher die entſprechenden Zahlen vorliegen, wie folgt entwickelt: 


Wanderungsgewinn 

Jahr Zuzüge Abzüge bzw. ⸗verluſt Geburtenüberſchuß 
1933 32 302 29865 ＋ 2437 4403 

1934 32 532 33 409 — 877 5 948 

1935 33 349 38 950 — 5601 6.067 

1936 37 296 46 618 — 9322 5513 
1933/36 135 479 148 842 — 13 363 21931 


Im Laufe von vier Jahren hat das oberſchleſiſche Induſtriegebiet 
alſo einen e e ee von faſt 13 400 Perſonen zu ver⸗ 
zeichnen. Seit 1934 iſt die Wanderungsbilanz des Gebietes paffiv. Die Hälfte dieſes 
Wanderungsverluſtes entfällt auf die Arbeiterſtadt Hindenburg, nämlich 6 700 Perſonen, 
etwa ein Viertel auf die Behördenſtadt Beuthen, nämlich 3 260 Perſonen. Vergleicht 
man nun die Wanderungsziffern mit den Geburtenüberſchußziffern, fo zeigt es ſich, da ß 
erſtmalig im Jahre 1936 der Wanderungsverluſt des Induſtrie⸗ 
gebietes größer geweſen iſt als ſein Geburtenüberſchuß, daß 
alſo ein Bevölkerungsrückgang eingetreten iſt. Für das Jahr 1936, 
das man als ein kritiſches in der Bevölkerungsentwicklung des Gebietes bezeichnen muß, 
ergibt ſich im einzelnen folgendes Bild: 


Kreis Geburtenüberſchuß Wanderungsbilanz Bevölkerungsverluſt 
Beuthen 1022 — 299 — 1917 
Gleiwiiizgzgzg 1297 — 1559 — 262 
indenburg . x... 1593 — 3114 — 1521 
euthen-Tarnowitz 1601 — 1710 — 109 
Induſtriegebiet : 5513 — 9322 — 3809 


Im Jahre 1936 hat demnach im Induſtrierevier einem Geburtenüberſchuß von 
5513 ein Wanderungsverluſt von 9 322 Perſonen gegenübergeſtanden; es hat ſich alfo 
ein Bepölkerungsverluſt von 3 809 Perſonen ergeben Dieſer Ber 
luſt iſt faſt ausſchließlich auf die Städte Beuthen und Hindenburg entfallen. Der Um⸗ 
ſchwung, der ſeit 1933 in der Bevölkerungsentwicklung des Induſtriegebietes eingetreten 
ift, tritt beſonders deutlich zutage, wenn man die Ziffern der Bevölkerungsbewegung 
(Geburtenüberſchuß plus Wanderungsgewinn bzw. »verluſt) von 1933 und 1936 mit⸗ 
einander vergleicht. Das Ergebnis der Bevölkerungsbewegung im Induſtriegebiet iſt 
geweſen im Jahre 1933: Zunahme um 6 840 Perfonen, im Jahre 1936: 
Abnahme um 3 809 Perfonen. 


Siehe: „Zahlen zur Lage im oberſchleſiſchen Induſtriegebiet“. Im Auftrage der 
Kommunalen e fc e fur das oberſchleſiſche Induſtriegebiet herausgegeben von Dr. Gg. Lay y 
r. 3/4). 


(Jahrgang II, Heft 
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Es erhebt ſich die Frage nach dem Herkunftsgebiet der in das Induſtriegebiet 
zugewanderten und dem Wegzugsziel der von dort abgewanderten Perſonen. Für 
die Städte Beuthen, Gleiwitz, Hindenburg und die fünf großen Gemeinden des Landkreiſes 
Beuthen⸗Tarnowitz ergibt ſich für die Zeit von 1933 bis 1936 folgendes Bild: 


Übr. Ober. Nieder⸗ ‚ Nord» Mittel⸗ Süd⸗ Weit Aus⸗ 

ſchleſien ſchleſien Berlin dtſchld. dtſchld. dtſchld. dtſchld. land 
Weggezogen nach: 6741 20595 6127 14953 9225 2170 3 395 7993 
Zugezogen aus‘ 65898 16572 3196 9292 5659 1518 2264 18567 


Gewinn bzw. Verluſt —1548 —4 023 —2 931 —5661 —3 506 —652 —1 131 4110574 


Allen aufgeführten Reichsteilen gegenüber hat das ober: 
ſchleſiſche Induſtriegebiet demnach eine paſſive Wanderungs⸗ 
bilanz aufzuweiſen. Norddeutſchland hat am meiſten Abwanderer aus 
dem Induſtriegebiet für ſtändig an ſich gezogen. Es folgen Niederſchleſien, Mitteldeutſch⸗ 
land und Berlin. Einzig und allein dem Ausland gegenüber ift die 
Wanderungsbilanzdes Induſtriegebietes aktiv geweſen. Als das 
hauptſächlichſte ausländiſche Herkunftsgebiet und Wegzugsziel iſt Oſtoberſchleſien 
in Erſcheinung getreten. Von dort ſind in dem fraglichen vierjährigen Zeitraum rund 
15 600 Perſonen zugewandert, während etwa 5 400 Perſonen nach dorthin abgewandert 
ſind. Einſchließlich der Perſonen, für die keine Angaben über Herkunftsgebiet und 
Wanderungsziel vorliegen, hat der Wanderungsverluſt des oben umriſſenen Induſtrie⸗ 
gebietes in der Zeit von 1933 bis 1936 ſich auf 15 407 Perſonen belaufen. 

Bemerkenswert iſt nun die berufliche Zuſammenſetzung dieſes 
Wanderungsperluſtes, der zu beinahe vier Fünftel von männlichen 
Perſonen beſtritten worden iſt. Für die einzelnen Berufsgruppen hat der Wanderungs⸗ 
verluſt des oberſchleſiſchen Induſtriegebietes an männlichen Perfonen in den Jahren 
1933 bis 1936 betragen: 


Landw. Arbeiter — 2150 Techn. Angeſtellte . — 705 
Bergarbeiter . . . — 695 Ungelernte Arbeiter. . — 1227 
Metallarbeiter .. . . . — 814 In Berufs vorbereitung — 259 
Bauarbeiter. — 388 Ohne Beruf (Kinder. . 61 
Bäcker und Fleiſ cher .. — 378 Sonſtige en... 4238 
Kaufm. Angeſtellte . . — 893 Susgefamt . 2. 2.2.22 11833 


an gelernten Arbeitskräften durch das oberſchleſiſche Induſtriegebiet an 
Mittel: und Weſtdeutſchland erſt in den Jahren 1935/36 in vollem Um: 
fang eingefegt hat. Allein in dieſen beiden Jahren hat das Gebiet 1800 Metall⸗ 
arbeiter, 850 Bergarbeiter, 530 Bauhandwerker und Bauarbeiter und faſt 1 100 kauf⸗ 
männiſche und techniſche Angeſtellte eingebüßt. Erſt von dieſer Zeit an hat die Saugkraft 
der in ſtürmiſchen Aufbau begriffenen und durch ihre höheren Löhne lockenden Induſtrie 
Mittel⸗ und Weſtdeutſchlands auf die Wirtſchaft des Grenzlandes Oberſchleſiens ſich 
wirklich fühlbar auszuwirken begonnen. Auffällig iſt auch der ſtarke man en 
verluſt des oberſchleſiſchen Induſtriereviers an landwirtſchaftlichen Ar⸗ 
beitskräften; der Verluſt an ſolchen Kräften (männliche und weibliche) hat in 
den Jahren 1935/36 nicht weniger als 3 800 Perſonen betragen! Der Ber: 
luſt an weiblichen kaufmänniſchen Angeſtellten hat ſich in dieſen beiden 
Jahren auf rund 340 und der Verluſt an Hausangeſtellten auf über 2 200 
Perſonen belaufen! 

In dieſen Wanderungsverluſten, die, allen Anzeichen nach zu urteilen, in den Jahren 
4937/38 noch ganz erheblich geſtiegen find, kommt eine Entwicklung des oberſchleſiſchen 
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Induſtriegebietes zum Ausdruck, die grenz- und volkspolitiſchſehr bedenk⸗ 
lich erſcheint. Denn es find erfahrungsgemäß gerade die aftioften und tüchtigſten 
deutſchen Elemente, die durch dieſen Prozeß aus der oberſchleſiſchen Grenzlandwirtſchaft 
herausgeſaugt werden, alſo gerade die Bevölkerungsteile, die für die Feſtigung und 
Unangreifbarfeit des deutſchen Volkstums und für den Hochbeſtand des Wirtſchafts⸗ 
lebens an einer Grenze, die eine ausgeſprochene Kampfgrenze iſt, beſonders wertvoll find. 
Die Notwendigkeit, Arbeitskräfte aus allen Teilen des Reiches dort zuſammenzuziehen, 
wo aus militäriſchen oder anderen Gründen eine befondere Anſpannung der Produktions- 
kraft erforderlich iſt, muß zugegeben werden. Man muß ſich aber auch wohl die Frage 
vorlegen, ob der wirtſchaftliche Vorteil, der mit der Konzentrierung der Arbeits⸗ 
kräfte auf der einen Seite erzielt wird, auf der anderen Seite volkspolitiſch nicht 
zu teuer erkauft wird. 


Das Memelgebiet kämpft um fein Recht 


Die nach dem Ablauf der Legislaturperiode fälligen Neuwahlen zum Memel⸗ 
landtag find auf den 14. Dezember feſtgeſetzt worden. Damit wendet ſich die Aufmerk⸗ 
ſamkeit der deutſchen Oeffentlichkeit, die ſeit Beginn d. J. faſt ausſchließlich den großen 
Ereigniſſen in Oeſterreich und der Tſchecho-Slowakei gegolten hat, wieder in ſtärkerem 
Maße dem nördlichen Abſchnitt der deutſchen Oſtgrenze zu. Die litauiſche Regierung hat 
gerade in letzter Zeit Gelegenheit gehabt, zu beobachten, daß volkspolitiſche 
Fragen dort, wo ſie nicht mit der erforderlichen Korrektheit und 
Gerechtigkeit angefaßt werden, in einer ſehr unangenehmen 
Weiſe aktuell werden können. Im Hinblick auf den unmißverſtändlichen Anz 
ſchauungsunterricht, den die Ereigniſſe d. J. geliefert haben, wäre es nur ſchwer zu 
begreifen, wenn die litauiſche Regierung immer noch nicht einſehen wollte, daß es nichts 
anderes als ein Akt politiſcher Klugheit wäre, wenn ſie bei den kommenden Wahlen alles 
vermeiden würde, was auch nur im entfernteſten an die ungeheuerlichen Wahlmethoden 
von 1935 erinnern könnte. Was in dieſer Hinſicht bisher geſchehen iſt, muß man als 
unzureichend bezeichnen: Es find lediglich einige Be ſtimmungen des Wahl: 

eſetzes von 1935 abgeändert worden: So ſollen die Stimmzettel den 

ählern nicht erſt im Wahllokal ausgehändigt, ſondern bereits drei Tage vor der Wahl 
zugeſtellt werden; auch ſoll die Auszählung der Stimmen nicht mehr durch den 
Hauptwahlausſchuß, ſondern durch die einzelnen Bezirkswahlausſchüſſe erfolgen. Dieſe 
und einige andere Aenderungen, die das Wahlverfahren betreffen, ſind zu begrüßen. Zu 
erwähnen iſt auch, daß jene Beſtimmung des alten Wahlgeſetzes aufgehoben worden iſt, 
derzufolge die Perſonen kein Wahlrecht beſitzen, die den durch das Urteil des Kauener 
Kriegsgerichtes von 1935 als „ſtaatsfeindlich“ gebrandmarkten memelländiſchen Organi⸗ 
ſationen angehört haben. Doch bleibt immer noch zahlreichen anderen Memelländern 
das Wahlrecht vorenthalten, z. B. denjenigen, die vom Kriegskommandanten den „blauen 
Brief“ erhalten haben, die alſo als „politiſch unzuverläſſig“ gekennzeichnet ſind. Da es 
ſich hierbei um eine beträchtliche Zahl von deutſchgeſinnten Wählern handelt, kann 
man von einer korrekten Durchführung der Wahlen nicht ſprechen, ſolange nicht auch 
dieſe Memelländer wieder in den vollen Beſitz ihrer ſtaatsbürgerlichen Rechte gelangt ſind. 

Daß die litauiſche Regierung immer noch zögert, normale Verhältniſſe im Memel⸗ 
gebiet herzuſtellen, geht aus ihrer Einſtellung zu der Frage des Kriegszuſtandes 
hervor. Auf Grund der vor einigen Monaten angenommenen neuen Verfaſſung Litauens 
iſt die Aufhebung des ſeit 12 Jahren auf dem Memelgebiet laſtenden Kriegszuſtandes 
notwendig geworden. Die litauiſche Regierung hat im März d. J. auch die Be⸗ 
ſeitigung des im Memelgebiet herrſchenden Ausnahmerechtes 
in Ausſicht geſtellt. Am 15. Oktober find aber dem Kauener Seim zwei 
Geſetzentwürfe vorgelegt worden, aus denen hervorgeht, daß eine Einlöſung dieſes 
Verſprechens ſeitens der Regierung nicht beabſichtigt iſt. Der Gouverneur erhält 
das Recht, „aus Gründen der Staatsſicherheit“ die Preſſe zu zenſieren, Verſammlungen 
und Aufzüge zu verbieten, Perſonen, die ihm ſtaatsgefährlich vorkommen, auszuweisen 
oder für eine Zeit bis zu ſechs Monaten einem Zwangsarbeitslager zu überweiſen, und 
„in eiligen Fällen“ alle ihm geeignet erſcheinenden anderen Maßnahmen zu ergreifen, 
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„wenn Unruhe erregt wird oder Nachrichten verbreitet werden, die einen Teil der 
Bevölkerung gegen den anderen aufhetzen“, u. a. m. Für den Fall, daß vom Präſidenten 
der Republik der Sicherungs⸗ oder e verhängt wird, erhält der 
Gouverneur noch weitergehende Rechte. Durch das Beſchwerderecht, das den Betroffenen 
zuſteht, wird die foforfige Vollſtreckbarkeit der Anordnungen des Gouverneurs nicht 
behindert. 
die Abgeordneten des Memelgebietes haben gegen dieſe neuen Geſetze im Kauener 
Seim fofort Einſpruch erhoben. Sie haben ferner feſtgeſtellt, daß die ſſee Geſetze 
nicht die Aufhebung, ſondern die Verewigung des Kriegszu⸗ 
ſtandes bedeuten. Tatſächlich iſt es ja ſo: Der Kriegszuſtand wird formell zwar 
„aufgehoben“, praktiſch aber bleibt er auf Grund neuer geſetzlicher Beſtimmungen weiter 
beſtehen; der Kriegskommandant wird zwar abgeſchafft, praktiſch aber werden die bisher 
ihm zuſtehenden Befugniſſe nur auf den Gouverneur übertragen. Der deutſch geſinnten 
Bevölkerung des Memelgebietes wird auch weiterhin das Recht der freien Meinungs⸗ 
äußerung, das Recht der freien politiſchen und kulturellen Betätigung und das Recht der 
freien Bekundung ihres völkiſchen Willens verwehrt. Die Memelländer, die den geiſtigen 
Zuſammenhalt mit dem Mutterlande pflegen, die Belange des deutſchen Volkstums 
vertreten oder ihre Stimme zum Schutze der Autonomie erheben, ſind weiterhin der Gefahr 
ausgeſetzt, als Staatsfeinde behandelt zu werden mit der Begründung, daß ſie „einen 
Teil der Bevölkerung gegen den anderen aufhetzen“ oder „das litauiſche National: 
gefühl verletzen“ oder „die Sicherheit des Staates gefährden“. Die litauiſche Regierung 
hat das von ihr gegebene Verſprechen, den Ausnahmezuſtand im Memelgebiet aufzuheben, 
nicht gehalten. Ge hat ſich eines Vertrauensbruchs ſchuldig gemacht. Sie hat 
ſich erneut gegen die Beſtimmungen des Memelſtatuts, das keine exekutiven Befugniſſe 
des Gouverneurs kennt, vergangen. Sie hat ſich für die Politik einer weiteren Miß⸗ 
achtung der Autonomie des Memelgebietes entſchieden. Wenn dieſes Geſetz tatſächlich 
in Kraft treten ſollte, würde ſich die litauiſche Regierung in eine Lage begeben, die für 
ihren Staat ſehr ſchwerwiegende Folgen zeitigen müßte. Das „Memeler Dampf: 
boot“ hat zu der litauiſchen Ankündigung, daß in der Zeit vor der Wahl ein möglichſt 
großer Spielraum für die Abhaltung von Verſammlungen uſw. im Rahmen der geltenden 
Staatsſchutzbeſtimmungen gewährt werden würde, in folgender Weiſe Stellung genommen: 
„Die Memelländer werden ſich niemals mit dieſen Abſchlagszahlungen kleinſten Ausmaßes 
zufrieden geben. Was ſie verlangen iſt die Aufhebung des Kriegszuſtandes und die voll⸗ 
ſtändige Wiederherſtellung der Gewiſſens⸗, Verſammlungs⸗ und Peeſſefreiheik... Die 
kleinen Beruhigungsſpritzen, die man den Memelländern geben will, haben keinen anderen 
Zweck als den, Zeit zu gewinnen. Dieſe Methode iſt allen Memelländern ſehr gut 
bekannt. Immer wieder hat ſie die Beziehungen des Memellandes zum übrigen Litauen 
vergiftet. Sie hat den Krankheitsherd nur noch gefährlicher gemacht. Die Memel— 
länder, das muß mit aller Deutlichkeit geſagt werden, werden fi niemals 
mit dem Herumdoktern an kleinen Einzelfragen zufrieden 
geben. Was die Memelländer immer und immer wieder ver⸗ 
langen und jetzt nachdrücklicher denn je, iſt die vollſtändige 
MIA er-h er. ſt f. l. lac v. a. 9 r i h. q en in er. Me. me. I. n n b. . i b. Ke, IA ch 
verbrieften Rechte 
Außer dieſen Fragen iſt es noch die Vetopolitik des Gouverneurs, die 
das beſondere Intereſſe beanſprucht. Der Gouverneur hat in den letzten Jahren von dem 
Vetorecht in einem Umfang und in einer Weiſe Gebrauch gemacht, durch die die 
geſetzgebende Tätigkeit des Memellandtags weitgehend lahm— 
elegt worden iſt. Seit Jahren wird von ihm das Inkrafttreten beſtimmter vom 
Landtag beſchloſſener Geſetze ſyſtematiſch verhindert, vor allem der Geſetze, die dazu dienen, 
die ſozial, wirtſchaftlich und kulturell ſchädlichen Folgen des Maſſenzuſtroms landfremder 
Elemente von der alteingeſeſſenen Bevölkerung des Gebietes abzuwenden. Jahrelang haben 
der Landtag und das Direktorium in der Frage der Vetopolikik mit dem Gouverneur zu 
einem gütlichen Einvernehmen zu kommen verſucht. Immer wieder ſind ſie beſtrebt 
geweſen, durch eine peinliche Abſtimmung der Geſetze auf die Beſtimmungen des Memel⸗ 
ſtatuts allen Einwänden des Gouverneurs die Spitze abzubrechen. Vergebens! Die Zahl 
der in den drei letzten Jahren vetierten Geſetze iſt auf etwa zwei Dutzend geſtiegen. 
Die Lage iſt unhaltbar geworden. Der Landtag und das Direktorium haben 
aus der renitenten Haltung des Gouverneurs die notwendigen Folgerungen gezogen. Sie 
haben zu verſtehen gegeben, daß ſie dieſe Einſtellung nicht mehr länger hinzunehmen bereit 
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find. In einer feiner letzten Sitzungen hat der Landtag mehrere, vom Gouverneur 
bereits wiederholt vetierte Geſetze erneut beſchloſſen und für dringlich erklärt. 
Zugleich hat das Direktorium angekündigt, daß es im Falle einer nochmaligen Ablehnung 
durch den Gouverneur die Beſtimmungen dieſer Geſetze von ſich aus 
im Verordnungswege in Kraft ſetzen werde. Am 21. Oktober iſt gegen 
die in Frage ſtehenden Geſetze (es handelt ſich um das Geſetz zur Bekämpfung der Arbeits⸗ 
loſigkeit und um das Geſetz betreffend die Ausübung eines Handwerks als ſtehendes 
Gewerbe) erneut das Veto eingelegt worden. 

Es bleibt hierzu nur noch folgendes zu bemerken: Es iſt ein Zuſtand, der unter 
keinen Umſtänden länger geduldet werden wird, daß es dem Memellandtag durch irgend⸗ 
welche Repräſentanten der litauiſchen Regierung noch weiterhin unmöglich gemacht wird, 
für das Memelgebiet diejenigen Geſetze zu erlaſſen, die er als die von der Bevölkerung 
dieſes Gebietes gewählte Vertretung für notwendig hält. Es ſcheint dringend erforderlich 
zu ſein, die litauiſche Regierung noch einmal in ſehr klarer Form darauf hinzuweiſen, 
daß die Richtſchnur jeder Politik im Memelgebiet die Aufrecht⸗ 
erhaltung der völkiſchen Selbſtändigkeit der alteingeſeſſenen, 
alfo der deutſchgeſinnten Bevölkerung iſt und daß die ſtrikte Ein- 
haltung der Autonomie die unabdingbare Borausfeßung der 
eee Bugebörigteie des Memelgebietes zu Litauen bildet. 
Die litauiſche Regierung hat dieſen beiden Grundelementen jeder Memelpolitik bisher in 
keiner Weiſe Rechnung getragen. Sie hat vielmehr das Memelgebiet zu einem Verſuchs⸗ 
feld ihrer volkspolitiſchen Kampfmethoden und ihrer bevölkerungspolitiſchen Experimente 
gemacht. Damit muß jetzt endlich und radikal Schluß gemacht werden. 


Die Zips — eine deutſche Frage 


Die polniſche Preſſe hat bekanntlich in letzter Zeit für Polen Anſprüche auf einige 
Gebietsteile der Slowakei angemeldet. Es hat ſich dabei 1. um das ſüdlich des Jablunka⸗ 
paſſes gelegene Gebiet von Tſchatſcha, 2. um das Gebiet von Arwa, d. h. die nördlichen 
Teile der Kreiſe Zrſtena und Namestowo und 3. um einen Teil der Zips, nämlich die 
Kreiſe Altdorf, Alt⸗Lublau und Käsmark gehandelt. Das erſtgenannte Gebiet liegt ſüdlich 
des Jablunkapaſſes, der ſich ſeit der Okkupierung des Landes weſtlich der Olſa in polni— 
ſchen Händen befindet; die beiden anderen Gebietsſtücke ſchließen ſich weſtlich bzw. öſtlich 
an das im Bereich der Hohen Tatra nach Süden ausbuchtende polniſche Staatsgebiet 
an. Was von den Bemühungen der polniſchen Preſſe, dieſe Gebietsanſprüche volks⸗ 
tumsmäßig zu begründen, zu halten iſt, läßt ſich aus den Volkszählungsergebniſſen von 
1924 entnehmen. Damals ſind in der ganzen Slowakei insgeſamt nur 2 536 Polen 
tſchecho⸗ſlowakiſcher Staatsangehörigkeit gezählt worden. In den einzelnen, von den 
Polen beanſpruchten Kreiſen hat ſich folgende nationale Zuſammenſetzung der Bevölke⸗ 
rung ergeben: 

Staats⸗ Gefamte 


Bezirk Slowaken Deutſche Madjaren Polen üfrainer andere fremde bevölkerung 
Ttſchatſchlga 39 421 149 33 32 33 304 179 40 151 
Nameslowbooo . . . 27 085 67 8 65 1 312 115 27 653 
Trſten 6720 118 22 6 1 183 115 7165 
Altdorf „22.0... 7128 245 46 65 1302 198 259 9238 
Alt⸗Lub lan 9460 2900 73 66 3407 256 330 16 492 


Käsmark Stadt.. 10134 11292 429 57 603 1438 698 24651 
und Land 


Von den vorſtehend erwähnten Gebietsforderungen Polens verdient deutſcherſeits 
die auf die Oberzips gerichtete Forderung die ſtärkſte Beachtung, da es ſich hier um 
ein altes deutſches Volksgebiet handelt. Die Oberzips bildet das Einzugs⸗ 
gebiet der Popper. In dieſem landſchaftlich einzigartigen Bergland, das zu Füßen der 
Hohen Tatra liegt, ſiedeln die Deutſchen ſchon ſeit mehr als 800 Jahren. Sie 
haben vom Beginn des 12. Jahrhunderts an zunächſt gemeinſam mit Madjaren und 
Slawen (nicht Polen!) das wilde Waldland gerodet und durch feſte Plätze geſichert. In 
dem großen Mongolenfturm von 1244 iſt die nichtdeutſche Bevölkerung faſt reſtlos 
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zugrundegegangen. Nur das deutſche Element hat ſich zu behaupten vermocht. Deutſche 
ſind es dann auch geweſen, die den Wiederaufbau und die weitere Beſiedlung des Landes 
durchgeführt haben. In der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts ſind die meiſten, noch 
heute beſtehenden Siedlungen entſtanden. Es ſind durchweg rein deutſche Dörfer und 
Städte geweſen. Die Zips wird damals zu einem deutſchen Volkstumsgebiet, das von den 
Königen von Ungarn mit weitgehenden Privilegien ausgeſtattet wird. Die Lage an dem 
wichtigen Handelsweg von Galizien nach Ungarn begünſtigt die wirtſchaftliche Entwick⸗ 
lung der Städte. Die Oberzipſer Städte wie vor allem Leutſchau, Käsmark, Pudlein und 
Lublau werden Brennpunkte weitgeſpannter Handelsbeziehungen. 
Es gibt kein anderes Deutſchtumsgebiet außerhalb der Grenzen des Reiches, das auf einem 
verhältnismäßig engen Raum eine ſolch' überraſchende Fülle hervorragender Zeugniſſe 
mittelalterlichen deutſchen Kunſtſchaffens aufzuweiſen hat wie die Zips. 

Im 15. Jahrhundert wird die aufſtrebende Entwicklung der Zips durch zwei 
ſchwere Schläge gefährdet: Im Jahre 1442 verpfändet Gigismund, König von 
Ungarn und deutſcher Kaiſer, 13 deutſche Städte der Zips, unter ihnen Lublau, 
Knieſen und Pudlein, gegen 37 000 böhmiſche Groſchen an den Herzog von Polen. 
Das Gebiet iſt niemals wieder eingelöſt worden. Den zweiten Schlag haben die 
Huffiten geführt. Im Jahre 1433 gelingt es ihnen, Käsmark zu überrumpeln und 
zahlreiche andere Orte zu nehmen. Der Huffıteneinfall iſt für das Deutſchtum der Zips 
nur eine Epifode geblieben. Die Verpfändung der 13 Städte an Polen aber hat die 

Einheit des deutſchen Gaues für mehr als drei Jahrhunderte zerſtört. Polniſcher Einfluß 
hat ſich in dieſer Zeit im Gebiet der 13 Städte geltend gemacht. Die ſlawiſche Unter⸗ 
wanderung der Skädte und Dörfer beginnt. Der polniſche Adel entrechtet die deutſchen 
Bauern oder vertreibt ſie von ihrer Scholle. Doch ſind es vorwiegend Slowaken, aber 
nur wenige Polen geweſen, die ſich damals im deutſchen Volkstumsgebiet feſtgeſtellt haben. 
Im Zuſammenhang mit der Auflöſung des polniſchen Staates iſt das Gebiet dann 
wieder an Ungarn zurückgekommen. 


Im 19. Jahrhundert hat ſich die Lage des Deutſchtums der Zips ungünſtig entwickelt. 
Die wirtſchaftliche Notlage, verurſacht durch den Niedergang des Handels und Haus⸗ 
gewerbes, hat zahlloſe Deutſche zum Verlaſſen des Landes ge: 
zwungen. In die frei gewordenen Plätze iſt ſlowakiſches Volkstum eingeſickert. Die 
Hauptwanderungsziele find die Städte Innerungarns und die Vereinigten Staaten 
geweſen. Vor dem Kriege hat es in Ungarn etwa 20 000 außerhalb ihres Heimatgebietes 
wohnende Zipſer gegeben; in den Vereinigten Staaten hat man ihre Zahl damals auf 
rund 25 000 geſchätzt. Die Abwanderung hat für das Zipſer Deutſchtum einen ſchweren 
Verluſt an Volkskraft bedeutet. In kultureller Hinſicht hat ſich das Deutſch⸗ 
tum im Vorkriegsungarn in ſehr bedrängter Lage befunden. Geiſtige Bezie⸗ 
hungen zum deutſchen Mutterland, die Jahrhunderte hindurch gepflegt wurden, hat es 
nicht mehr gegeben. Die deutſchen Schulen find reftlos aufgelöſt worden. 1872 ift das 
berühmte deutſche Lyzeum in Leutſchau in eine Realſchule mit madjariſcher Unterrichts⸗ 
ſprache umgewandelt worden. Vor allem das ſtädtiſche Deutſchtum iſt weitgehend der 
Madjariſierung verfallen. Die ärmeren deutſchen Schichten haben viele Familien 
an das Slowakentum verloren. Beſonders die geiſtig führenden Zipſer haben ſich damals 
dem deutſchen Volkstum entfremdet. Die Judenemanzipat ion hat einen bedroh⸗ 
lichen Einbruch jüdiſcher Händler zur Folge gehabt. Die letzten Reſte der eigenen Rechts⸗ 
ordnung des Zipſer Gaues ſind in der zweiten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts dem 
Budapeſter Zentralismus zum Opfer gefallen. Ein volksdeutſches Or gani⸗ 
ſationsweſen hat das Madjarentum nicht geduldet. Die Lage ſchien hoff⸗ 
nungslos zu ſein. 

Der Weltkrieg hat in dieſer Hinſicht einen Umſchwung gebracht. 
Das Ende der madjariſchen Herrſchaft hat die verſchütteten Kräfte des 
deutſchen Volkstums der Zips wieder geweckt. Die Trennung von 
Ungarn iſt für das Deutſchtum der Slowakei ein Segen geweſen. In den Schulen iſt, 
allerdings in unzureichendem Maße, wieder die deutſche Unterrichtsſprache eingeführt 
worden. Die junge Generation hat ſich von fremdvölkiſchen Einflüſſen befreit. Die 
werbende Kraft des Madjarentums iſt mit dem Verluſt der politiſchen Macht 
geſchwunden. Die Deutſchen der Zips haben ſich mit den Volksgenoſſen der anderen 
karpathendeutſchen Volkstumsinſeln auf kulturellem und politiſchem Gebiet zu gemein⸗ 
ſamem Handeln zuſammengetan. Politiſch hat dieſer Zuſammenſchluß in der Kar⸗ 
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puthendeutſchen Partei ihren Ausdruck gefunden. Das Zipſer Deutſchtum hat keinen 
Anlaß, die Rückkehr der madjariſchen Herrſchaft zu wünſchen. Noch viel weniger liegt den 
Deutſchen der Oberzips daran, unter polniſcher Herrſchaft zu kommen. Die Vergangen— 
heit hat ihnen von dieſer Seite nichts Gutes gebracht. 


Polen hat ſchon im Jahre 1918 Anſprüche auf die Oberzips geltend gemacht. Es 
hat ſeinen Anſprüchen damals mit Waffengewalt Geltung zu verſchaffen verſucht. Im 
Dezember 1948 haben polniſche Truppen, im Poppertal vorrückend, das Gebiet bis 
Bielau beſetzt, es jedoch vor den herannahenden tſchechiſch⸗ſlowakiſchen Formationen 
kurz darauf teilweiſe und Mitte Januar 1919 vollſtändig wieder geräumt. Im Juni 
desjelben Jahres hat Polen die günſtige Gelegenheit des ungariſch⸗tſchechiſchen Krieges 
zu einem neuerlichen Einfall benutzt. Es hat durch dieſe Aktion die tſchechiſche Front gegen 
Ungarn geſchwächt. Doch hat es ſchon nach wenigen Tagen auf Veranlaſſung der fran- 
zöſiſchen Militärmiſſion in Warſchau ſeine Truppen wieder umkehren laſſen und ſo 
den Tſchechen wieder freie Hand gegen die tief in der Slowakei ſtehenden Ungarn gegeben. 
Der Streit um die Zips iſt dann im Juli 1920, ebenſo wie der Streit um das 
Teſchener Schleſien, durch eine Entſcheidung der Botſchafter konferenz 
beigelegt worden. Durch dieſe Entſcheidung hat Polen von der Zips einen 
Gebietsſtreifen von 195 Quadratkilometern mit 8700 Ein: 
wohnern zugeſprochen erhalten. Polen hat ſich mit dieſer Regelung nicht 
zufrieden gegeben, und es iſt von vornherein zu erwarten geweſen, daß ſeine Anſprüche 
auf weitere Teile der Zips bei einer ſich bietenden Gelegenheit wieder aufleben würden. 


Das Gebiet, auf das ſich dieſe Anſprüche beziehen, umfaßt, wie erwähnt, die Kreiſe 
Altdorf, Alt⸗Lublau und Käsmark. Es iſt das Gebiet zu beiden Seiten der Popper, 
deſſen natürlicher Mittelpunkt Käsmark iſt, eine Stadt mit etwa 7 000 Einwohnern, 
die eine nahe an die 50-v. H.⸗Grenze heranreichende deutſche Minderheit und im übrigen 
eine ſlowakiſch⸗ukrainiſche Bevölkerung aufweiſt. Das Gebiet iſt mit alten deutſchen Sied⸗ 
lungen dicht beſetzt. Allerdings gibt es dort kaum noch rein deutſche Gemeinden. Ileberall 
haben ſich neben den Deutſchen Slowaken und Ukrainer niedergelaſſen. Die drei Kreiſe 
haben im Jahre 1921 rund 50 400 Einwohner gezählt. Davon haben die 
Slowaken mit 26 600 die Mehrheit gebildet. Die Deutſchen, 14 400 
Seelen ſtark, haben ein Drittel der Bevölkerung ausgemacht. 
An dieſer Stelle haben die Ukrainer mit 4900 Seelen, alſo etwa einem Zehntel 
der Bewohner, geſtanden. Polen tſchecho-ſlowakiſcher Staatsange⸗ 
hörigkeit find in dieſem Gebiet fo gut wie gar nicht vorhanden. 
Selbſt wenn man berückſichtigt, daß die im Jahre 1921 ausgewieſenen faſt 1 300 Staats- 
fremden zum Teil Polen geweſen ſind, macht das polniſche Element im Bereich 
der drei Kreiſe kaum mehr als 2 v. H. der Bevölkerung aus. Die Leute 
aus der Zips, die vor einiger Zeit den polniſchen Außenminiſter aufgeſucht haben, um 
ihm ihre Anhänglichkeit an Polen zum Ausdruck zu bringen, haben ſelbſt unter Berück⸗ 
ſichtigung der Unzuverläſſigkeit der tſchecho⸗ſlowakiſchen Volkszählung kein Recht, im 
Namen des Landes zu ſprechen. Und es gibt keinen Deutſchen, der den Wunſch haben 
kann, nach den Teſchener Deutſchen auch die Volksgenoſſen in der Zips unter polniſche 
Herrſchaft geraten zu laſſen, zumal im Zuge der Neuordnung der ſlowakiſchen Verhält⸗ 
niſſe für die Zipſer und die anderen Karpathendeutſchen die Gewähr für eine freie völkiſche 
Entwicklung im Rahmen der Slowakei gegeben zu ſein ſcheint. 


Die Kandidaten für die Gejmwahlen 


Am 13. Oktober fanden die Vorwahlen zu den Sejmwahlen ſtatt. Bei 
dieſen Vorwahlen wurden in den 104 Wahlbezirken, in die Polen eingeteilt iſt, von den 
Bezirkswahlvberſammlungen die Kandidaten für die Sejmwahlen gewählt. Wenn man 
das Ergebnis betrachtet, muß die Annahme, daß die überrafchende Durchführung von 
Neuwahlen als eine Rettungsaktion für das völlig in die Sackgaſſe geratene „Lager 
der nationalen Einigung“ gedacht war, berechtigt erſcheinen. Denn auf den 
am 13. Oktober aufgeſtellten Kandidakenliſten iſt das Lager mit mehr als 720 v. H. 
vertreten. Der Reſt entfällt zum Teil auf die nicht dem Lager angehörenden Regie⸗ 


473 


rungsanhänger. Im großen Ganzen ift es dem Lager gelungen, die Wahl der ihm unbe: 
quemen Elemente des Regierungslagers, alſo vor allem der Mitglieder der Oberſten⸗ 
gruppe und der Konſervativen, zu verhindern. Doch iſt Oberſt Slawek in 
einem Warſchauer Wahlbezirk, allerdings nur mit knapper Mehrheit, auf die Kandidaten⸗ 
liſte gekommen. In Wilna find der vielgenannte Chefredakteur des „Slowo“, Cat⸗ 
Mackie wicz und der volkstümliche General Zeligowſki, der „Befreier Wilnas“, 
aufgeſtellt worden. Unter den konſervativen Kandidaten befindet ſich auch Graf Hutten⸗ 
Czapſki. Nicht aufgeſtellt worden find z. B. der frühere Vizemarſchall des Sejm, 
Oberſt Schätzel, und Frau Pryſtor, die ſich durch mehrere temperamentvolle Vor⸗ 
ſtöße in der Freimaurerfrage beim Lager unbeliebt gemacht hat, ferner der frühere 
Handelsminiſter Florjan-Rajch man und die langjährigen Wortführer der Induſtrie 
un Sejm, Kozicki und Götz⸗Okocimſki, weiter der frühere Fraktionsführer des 
Lagers im Sejm Oberſt Swidzinſki, der bekannte Vertreter der Konſervativen 
Graf Tarnowſki, u. a. m. Dagegen find einige Repräſentanten der oppoſiti⸗ 
onellen Parteien, zum Teil mit Unterſtützung des „Lagers der nationalen Einigung“, 
auf die Kandidatenliſte gelangt. Das größte Aufſehen hat es erregt, daß auch der 
Bauernführer Madejezyk, der dem Hauptvorſtand der Volkspartei angehört, zum 
Sejm kandidiert. Beſonderen Werk hat das Lager offenſichtlich darauf gelegt, ſolche 
Bauernführer, die ſich mit der Volkspartei überworfen haben, als Kandidaten zu 
präſentieren. Da find u. a. zu nennen, der frühere Abgeordnete Joſef Pute k, der ſeiner⸗ 
zeit zu den Breſter Gefangenen gehört hat, und die ehemaligen Abgeordueten der Volks⸗ 
parfei Langer, Sanojca und Waleron. 


Als ein beſonderes Charakteriſtikum der Kandidatenliſte wird es von der polniſchen 
Preſſe bezeichnet, daß auf ihr „die unbekannten Leute“ die weit überwiegende 
Mehrheit bilden, Leute, die bisher auf der politiſchen Bühne der Landeshauptſtadt noch 
nicht hervorgetreten ſind. Von den Abgeordneten des letzten Sejm ſind auf der Kandidaten⸗ 
liſte nur 44 vertreten. Von den allgemein bekannten Politikern, die für den Sejm 
kandidieren, ſind außer den bereits erwähnten u. a. zu nennen: der Miniſterpräſident 
Slawoj-⸗GSkladfowſki, der ſtellvertretende Miniſterpräſident Kwiatkowſki, 
der Verkehrsminiſter Oberſt Ulrych, der Arbeitsminiſter Koscialkowſki, der 
Chef des „Lagers der nationalen Einigung“, General Skwarezynſki, der Stabschef 
des Lagers, Oberſt Wenda, General Tokarzewſki, der frühere Staatsſekretär 
Oberſt Lechnicki, der Stadtpräſident von Wilna Maleszewſki, der Lemberger 
Stadtpräſident Dr. Oſtrowſki, der bisherige Vizemarſchall des Senats, Prof. Ma⸗ 
kowſki, der Schriftleiter Katelbach, der Gewerkſchaftsführer Tomaszkie⸗ 
wicz, der Pfarrer Szymanſki, der Prälat Lubelſki, der Schriftleiter der 
„Gazeta Polſka“, Dr. Stahl, die bisherigen Abgeordneten Major Wagner, 
Sowinſki, Wojciechowſki, Surzynſki, Marchlewſki ufm. 


Hinſichtlich der beruflichen Zuſammenſetzung der Kandidatenliſte ergibt 
ſich nach den Feſtſtellungen der konſervativen Preſſe folgendes Bild. Unter den Kandi⸗ 
daten befinden ſich 147 Landwirte, 93 Staats⸗ und Kommunalbeamte, 50 Lehrer, 
30 Rechtsanwälte, 19 Handwerker, 17 Kaufleute, 14 Offiziere, je 8 Frauen und katho⸗ 
liſche Geiſtliche und 5 Arbeiter. Auffällig iſt auf der einen Seite, daß die Lan dwirt⸗ 
ſchaft, die im früheren Sejm nur ſchwach vertreten geweſen iſt, etwa 30 v. H. der 
Kandidaten ſtellt, und auf der anderen Seite, daß die Induſtrie, die im alten Sejm 
eine Reihe hervorragender Sprecher gehabt hat, unter den Kandidaten ſo gut wie gar 
nicht vertreten iſt. Die deutſche Volksgruppe wird im neuen Sejm ebenſo 
wenig wie im alten vertreten ſein. Sie hat zwar in einer Reihe von Bezirken ihre 
Delegierten in die Wahlverſammlungen entſandt, hat aber bei deren eigenartiger Zu⸗ 
ſammenſetzung nirgends einen Kandidaten durchbringen können. Lediglich in der Wahl⸗ 
verſammlung des Wahlbezirks 88, der die Städte Kattowitz und Königshütte umfaßt, 
iſt es den 9 Vertretern der deutſchen Volksgruppe möglich geweſen, den deutſchen Stadt⸗ 
verordneten Majowſki als Kandidaten vorzuſchlagen; doch hat die deutſche Kandidatur 
gegenüber den 134 polniſchen Wahlmännern lediglich theoretiſche Bedeutung gehabt. Von 
den anderen Volksgruppen haben die Ukrainer in Oſtgalizien eine größere Zahl von 
Kandidaten durchgebracht, darunter die bisher ſchon dem Sejm angehörenden Abgeordneten 
Mudry, Pelenſki und Baran. Auch den Juden iſt in Warſchau, Lodz, 
Krakau, Lemberg uſw. die Aufſtellung mehrerer eigener Kandidaten gelungen, u. a. 
Mincberg, Sommerſtein und Trockenheim. Die ruſſiſche (nicht weiß⸗ 
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euffifche!) Gruppe hat im Wilnagebiet den früheren Abgeordneten Pimonow auf 
die Liſte gebracht. 

Das „Lager der nationalen Einigung“ iſt mit dem Ergebnis der Vorwahlen zufrieden. 
Doch liegt mit der Aufſtellung der Kandidatenliſte das Bild des zukünftigen Sejm, der 
am 6. Ropember gewählt wird, noch nicht endgültig feſt. Zwar iſt nicht daran zu 
zweifeln, daß das Lager als ſolches aus den Wahlen vom 6. November als unbeſtrittener 
Sieger hervorgehen wird. Aber einerſeits wird es im Sejm mit mehreren oppo— 
ſitlonellen Gruppen, wie den Konſervativen, den Oberſten und den Ukrainern 
zu rechnen haben; und andererſeits ſtellt das Lager in ſich ſelbſt durchaus noch keine 
geſchloſſene Einheit dar. Ob es ihm gelingen wird, im Sejm als feſtgefügter 
Block zu operieren, wird erſt die Praxis erweiſen. Bisher haben ſich Spannungen inner: 
halb des Lagers immer dann eingeſtellt, wenn ſeine jeweilige Leitung mit dieſer oder jener 
oppoſitionellen Richtung außerhalb des Lagers Fühlung zu nehmen verſucht hat. Nach 
den mißglückten Verſuchen des Oberſten Koc (Anlehnung nach rechts) und des Generals 
Skwarczynſki (Erweiterung nach links) ſcheint jetzt ein neuer derartiger Verſuch in Vor⸗ 
bereitung zu fein. Als fein Initiator iſt der ſtellbertretende Miniſterpräſident Kwiat⸗ 
kowſki in Erſcheinung getreten. Dieſer hat vor kurzem in Kattowitz eine vielbeachtete 
Rede gehalten, in der er ſich für eine Verſtändigung des „Lagers der nati⸗ 
onalen Einigung“ mit den Nationaldemokraten und den Volks⸗ 
parfeilern gegen die Juden, Freimaurer und Linksdemokraten eingeſetzt und eine 
Abänderung des Wahlrechtes befürwortet hat in dem Sinne, daß das Recht 
der Kandidatenbenennung für die Sejmwahlen erweitert und das allgemeine Wahlrecht 
für den Senat eingeführt werden ſoll. 

Die Kreiſe, an die ſich Kwiatkowſki in ſeiner Rede gewandt hat, haben 
dieſes Verſtändigungsangebot mit Genugtuung, zugleich aber mit Zurückhaltung zur 
Kenntnis genommen. Die Zurückhaltung iſt verſtändlich. Denn 1. iſt keine 
Garantie dafür gegeben, daß es Kwiatkowſki gelingen wird, feine Auffaſſung über die 
Notwendigkeit einer Abänderung des Wahlrechtes im Kabinett und innerhalb des „Lagers 
der nationalen Einigung“ zur Geltung zu bringen, und 2. hat der Miniſter allzu deutlich 
zu verſtehen gegeben, daß ſein Verſtändigungsangebot nur für den Fall einer Beteiligung 
der beiden genannten Parteien an den am 6. November ſtattfindenden Sejmwahlen gilt, 
die nach dem alten Wahlgeſetz durchgeführt werden. Für eine ſolche Wahlbeteiligung 
iſt bei den oppoſitionellen Parteien aber keine Stimmung vorhanden. Es wird ſich am 
6. November erweiſen, in welchem Ausmaß die Bevölkerung Polens der Wahlent— 
haltungsparole dieſer Parteien Folge leiſten wird. Von Seiten des „Lagers der 
nationalen Einigung“ iſt alles geſchehen, um eine möglichſt hohe Wahlbeteiligung ficher- 
zuſtellen. Denn nicht darauf kommt es an, wer gewählt wird, 
ſondern daß die Bevölkerung überhaupt zur Wahlurne geht. 
Das Ausmaß, in dem das geſchieht, wird ein Gradmeſſer dafür ſein, ob ſich die Bevölke⸗ 
rung zum herrſchenden Regierungsſyſtem zuſtimmend oder ablehnend verhält, — voraus- 
geſetzt, daß die Wahlen „ſauber“ durchgeführt werden. 


Oſiland⸗ Chronik 


Deutſch⸗polniſches Warenkreditabkommen 


polniſchen Wirtſchaftsvertrages. 
Mitte Oktober iſt in Berlin ein deutſch⸗ 


Es handelt ſich bei den Lieferungen aus 


polniſches Warenkreditabkommen untere dem Warenkreditabkommen alſo um eine 
zeichnet worden. Danach wird Polen zuſätzliche deutſche Ausfuhr nach Polen. 
im Laufe von 2% Jahren bei der Beftellungen im Rahmen des neuen Ab⸗ 


deutſchen Induſtrie Waren im 
Geſamtbetrage von 120 Mill. 
Zloty beſtellen. Die Lieferungen 
werden Fabrikanlagen und einrichtungen, 
Maſchinen, Apparate und Werkzeuge, alſo 
Waren umfaſſen, die dem Ausbau der 
Induſtrie Polens dienen. Die Lieferungen 
erfolgen außerhalb des deutſch⸗ 


kommens find nur dann zugelaſſen, wenn 
ſie im Rahmen des normalen Wirtſchafts⸗ 
vertrages nicht realiſiert werden können und 
wenn es ſich um Waren für Inveſtitions⸗ 
zwecke handelt. Den polniſchen Impor⸗ 
feuren wird deutſcherſeits ein lang⸗ 
friſtiger Kredit (bis zu 9 Jahren) 
gewährk. Die Zahlung der fälligen Be⸗ 
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kräge durch die polniſchen Abnehmer erfolgt 
in Halbjahresraten. Die Garantie 
für dieſe Transaktionen wird von der Bank 
Gos podarſtwa Krajowego (Polniſche Land⸗ 
wirtſchaftsbank) übernommen. Die fälligen 
Beträge werden polniſcherſeits auf dem 
Verrechnungswege durch die 
Lieferung von Holz und land- 
wirtſchaftlichen Produkten be 
glichen. Die Durchführung des Waren⸗ 
kreditabkommens wird durch eine deuffch- 
polniſche Sonderkommiſſion überwacht. 
Das Abkommen bedeutet einen Fortſchritt 
in der Entwicklung des deutſch-polniſchen 
Warenverkehrs, die ſeit 1934 zwar im 
allgemeinen normal verläuft, ſich aber 
wegen der geringen Aufnahmefähigkeit und 
⸗willigkeit des polniſchen Marktes für 
deutſche Waren immer noch in ziemlich 
beſcheidenen Grenzen bewegt. Polen erhält 
durch das Abkommen die Mittel zu einer 
allmählichen Moderniſierung feiner großen⸗ 
teils techniſch veralteten Induſtrie. Zugleich 
wird es Holz und Agrarprodukte los, an 
denen es ohnehin ſchwer verwertbaren 
Ueberfluß hat. 
Dienſtpflicht in Danzig 
Um die Durchführung ſtaatspolitiſcher 
Aufgaben ſicherzuſtellen, hat der Danziger 
Senat eine Verordnung erlaſſen, nach der 
jeder Danziger Staatsange⸗ 
hörige bei allgemeinen Not⸗ 
ſtänden (z. B. bei Feuer⸗ und Hoch: 
waſſergefahr) zu perſönlichen Dienſt⸗ 
leiſtungen verpflichtet iſt. Die 
männlichen körperlich und geiſtig tauglichen 
Staatsangehörigen im Alter von 18 bis 
25 Jahren können zur Dienſtleiſtung im 
polizeilichen Sicherheitsdienſt der 
Freien Stadt und die im Alter von 25 bis 
50 Jahren ſtehenden Perſonen zur Ver⸗ 
ſtärkung dieſes Sicherheitsdienſtes vorüber⸗ 
ee herangezogen werden. Die Zahl der 
anziger, die hierzu herangezogen werden, 
wird begrenzt ſein. Die Dauer des Dienſtes 
und die Zahl der Dienſttuenden beſtimmt 
jeweils der Senat. Zur Vorbereitung auf 
den zu leiſtenden Dienſt ſollen die älteren 
Männer zu vorübergehenden 
Uebungen herangezogen werden. 
Bei deren Anſetzung ſoll auf das Wirt 
ſchaftsleben Rückſicht genommen und der 
einzelne Dienſttuende nicht länger als drei 
Tage in Anſpruch genommen werden. Den 
Dienſtpflichtigen darf durch ihre Einziehung 
kein beruflicher Nachteil erwachſen, insbe⸗ 
fondere iſt ihnen während der Llebungen, 
zu denen ſie eingezogen werden, Lohn und 
Gehalt weiter zu zahlen. 
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Die Undo proteſtiert 


Der Vorſtand der Undo, der größten 
ukrainiſchen Partei Polens, hat an die pol— 
niſche Regierung ein Schreiben gerichtet, in 
dem er gegen die Haltung Polens 
in der karpathenukrainiſchen 
Frage ſchärfſten Einſpruch erhebt: Die 
ukrainiſche Volksgruppe in Polen fei ein⸗ 
mütig darüber entrüſtet, daß durch die 
offiziellen Organe der polniſchen Regierung 
der Anſchluß der Karpathenukraine an 
Ungarn gefordert werde. Dieſe Haltung 
widerſpreche dem Grundſatz des Sel bſt⸗ 
beſtimmungsrechtes der Völker, in 
deſſen Namen Polen das Gebiet von 
Teſchen und Freiſtadt gefordert und erhalten 
habe. Die Karpathenukrainer ſeien die ein⸗ 
zige Volksgruppe der Tſchecho⸗Slowakei, 
die aus freien Stücken und auf 
Grund einer Volksabſtimmung im Jahre 
1919 dem Prager Staate beigetreten ſei, 
nachdem die Hoffnungen auf die Bildung 
eines großen ukrainiſchen Nationalſtaates 
durch die Rote Armee vereitelt worden 
ſeien. Die Prager Regierung habe damals 
der Karpathenukraine die volle Aut o⸗ 
no mie zugeſichert, diefes Verſprechen bis⸗ 
her jedoch nicht erfüllt. Da heute endlich 
die Möglichkeit beſtehe, dieſe Autonomie in 
der Karpafhenukraine mit Zuſtimmung und 
Hilfe Prags zu verwirklichen, wolle die 
ukrainiſche Bevölkerung in dieſem Staate 
verbleiben. Deshalb proteſtiere die ukrai⸗ 
niſche Volksgruppe in Polen gegen die offi⸗ 
zielle Haltung Polens, die eine Verge⸗ 
waltigung des ukrainiſchen 
Volkswillens darſtelle. Das Schrei⸗ 
he. ppb. ew. Mr figeoDev. Dex. I ano. eur. 

Abg. Mudry, unterzeichnet. 


Polniſche Kampfanſage an die Slonzaken 


Bei der [lebergabe von Tſche⸗ 
chiſch⸗Teſchen an die Polen am 2. Ok⸗ 
tober hat ſich ein bezeichnender Vorfall er⸗ 
eignet. Der bisherige 1. Bürgermeiſter der 
Stadt, Dr. Kozdon, hat dem Woje⸗ 
woden Grazynſki die Schlüſſel der 
Stadt überreichen wollen, iſt von dieſem 
aber u. a. mit folgenden Worten zurückge⸗ 
wieſen worden: „. .. Ich will feſtſtellen, 
daß Polen immer gerecht war und gerecht 
iſt. Deshalb können die nationalen Minder⸗ 
heiten, die ſich loyal und poſitiv zum Staate 
ſtellen, ſich unter dem Schutz des polniſchen 
Rechtes und der polniſchen Verfaſſung 
ſicher fühlen. Eines jedoch ſtellen wir feft: 
Wir Polen lieben klare Verhältniſſe und 
ſchätzen offene Charaktere. Deshalb bringen 
wir den ehrlichen Tſchechen und Deutſchen 


Achtung entgegen. Wir können aber keine 
Zwiſchentypen dulden...“ Die letzten 
Worte haben ſich auf Dr. Kozdon und 
ſeine Anhänger bezogen. Kozdon iſt Slon⸗ 
zake. Er gehört jener die Mehrheit im 
Lande bildenden Bevölkerungsſchicht an, die 
Jahrhunderte hindurch mit den alteinge⸗ 
ſeſſenen Deutſchen in Frieden und Freund⸗ 
ſchaft gelebt hat. Er iſt der Begründer und 
Führer der vor dem Kriege ins Leben ge⸗ 
rufenen „Schleſiſchen Volkspar⸗ 
tei“ geweſen, die die der deutſchen Kultur 
und dem deutſchen Volke zuneigenden Slon⸗ 
zaken unter der Fahne der Heimattreue und 
des Stammesbewußtſeins gegen die Lieber: 
fremdungsbeſtrebungen des Polentums und 
gegen die deutſchfeindlichen Umtriebe der 
zugewanderten nationalpolniſchen Elemente 
geſammelt hat. Nach dem Zuſammenbruch 
von 1918 hat die von Kozdon geführte 
Partei zuſammen mit den deuffchen Hegau 
ſationen des Teſchener Schleſien ſich um die 
Neutraliſierung des Landes be: 
müht und im Namen der ſlonzakiſchen Be⸗ 
völkerung die Durchführung einer Volks⸗ 
a bſtimmung zu erreichen verſucht. Erſt 
als unter den damals gegebenen machtpoli⸗ 
tifchen Verhältniſſen keine Ausſicht mehr 
beſtand, den politiſchen Willen der flonza: 
kiſchen und deutſchen Bevölkerung des 
Teſchener Schleſien bei den Entſcheidungen 
der Weſtmächte zur Geltung zu bringen, 
hat Kozdon ſich im polniſch⸗tſchechiſchen 
Streit um das Land für die tſchechi⸗ 
ſche Seite entſchieden. Seine deutſch⸗ 
freundliche und heimatrechtliche Einſtellung 
hat er mit dieſer Parteinahme nicht ver⸗ 
raten. Es iſt ſehr bezeichnend, daß er mit 
Hilfe der deutſchen timmen 
zu m 1. Bürgermeiſter von Tſche⸗ 
chiſch⸗Teſchen gewählt worden iſt. 
Auch hat er, wie der größte Teil der 
anderen evangeliſchen Glonzaken, 
ſtets engſte Fühlung mit der deutſchen prote⸗ 
ſtantiſchen Kirche in der Tſchecho⸗Slowakei 
gehalten. Den Polen iſt er alſo ſtets ein 
Den im Auge geweſen. Man muß dieſe 
politiſche Einſtellung Kozdons berückſichti⸗ 
gen, um die wirkliche Bedeutung der Worte 
des Kattowitzer Wojewoden zu begreifen. 
Grazynſkihat mit dieſen Wor⸗ 
ten den deutſchfreundlichen Slon— 
zaken desokkupierten Gebietes 
den entſchiedenen Kampf ange⸗ 
ſagt. In der reichsdeutſchen Preſſe ſind 
dieſe anmaßenden Worte des Wojewoden, 
die im Grunde nichts anderes als eine 
Diffamierung der deutſchfreund— 
lichen Geſinnung der Slonzaken 
geweſen ſind, vielfach abgedruckt worden. 


Daß dies in der Regel ohne Kommen⸗ 
tar geſchehen iſt, muß man zum mindeften 
als geiſtlos bezeichnen. 


Die deutſchen Schulen in Teſchen 
und Freiſtadt 


Wie berichtet, haben die polniſchen Be⸗ 
hörden ſofort nach der Beſetzung des Ge⸗ 
bietes weſtlich der Olſa alle deutſchen 
Schulen geſchloſſen. Dieſe Maß⸗ 
nahme wirft auf die polniſche Volkstums⸗ 
politik ein bezeichnendes Licht. Die polni⸗ 
ſchen Behörden haben es offenſichtlich ſehr 
eilig, den Deutſchen des okkupierten Ge⸗ 
bietes zu Bewußtſein zu bringen, daß ſie 
von der tſchechiſchen Unterdrückung befreit 
worden ſind. Es iſt ganz nüchtern feſtzu⸗ 
ſtellen, daß die Deutſchen des Gebietes in 
den faſt zwei Jahrzehnten der tſchechiſchen 
Herrſchaft ihr 11 eine jahrhundertealte 
Tradition zurückblickendes Schulweſen in 
einem immerhin beachtlichen Umfang fort⸗ 
zuführen vermocht haben, daß aber 48 
Stunden polniſcher Herrſchaft ausgereicht 
haben, ſämtliche deutſche Schulen zu 
ſchließen. In den Stand des deut⸗ 
ſchen Schulweſens im Augen⸗ 
blick der Schließung durch die pol⸗ 
niſche Okkupationsbehörden gewähren die 
nachſtehenden Angaben über die deutſchen 
Schulen in den Städten Tſche⸗ 
chiſch⸗Teſchen und Freiſtadt einen 
Einblick. In Tſchechiſch⸗Teſchen hat es ge⸗ 
geben: 2 deutſche Volksſchulen (je 
1 für Knaben und Mädchen) mit 10 
Klaſſen, 11 Lehrern und 457 Schülern und 
2 Bürgerſchulen (je eine für Knaben 
und Mädchen) mit 13 Kaſſen, 20 Lehrern 
und 538 Schülern. Außerdem verfügt das 
Deutſchtum dieſer Stadt über 1 Fami⸗ 
lienſchule mit 84 Schülern, 1 San: 
delsſchule mit 80 Schülern, 1 Ge⸗ 
werbliche Fortbildungsſchule 
mit 70 Schülern, 1 Kaufmänniſche 
Fortbildungsſchule mit 35 Schü⸗ 
lern und 1 Fortbildungsſchule 
für Kleider macherinnen mit 61 
Teilnehmerinnen. In Freiſtadt hat es ge⸗ 
geben: 2 Volks ſchulen (je 1 für 
Knaben und Mädchen) mit 10 Klaſſen, 
10 Lehrern und 500 Schülern, 2 Bürger: 
ſchulen (je 1 für Knaben und Mädchen) 
mit 6 Klaſſen, 3 Lehrern und 250 Schülern 
ſowie 1 Gewerbliche Fortbil⸗ 
dungsſchule mit 2 Klaſſen, 4 Lehrern 
und etwa 100 Schülern. Allein in den 
beiden genannten Städten hat das Deutſch⸗ 
tum alſo beſeſſen: 8 Volks- und Bürger⸗ 
ſchulen, die von rund 1750 Schülern be⸗ 
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ſucht wurden, und 6 Fach⸗ und en 
bildungsſchulen mit etwa 430 Beſuchern. 
Man ſollke meinen, daß Polen allen Grund 
hat, naheliegende Vergleiche mit der tſche⸗ 
chiſchen Volkstumspolitik, die den tſchecht⸗ 
ſchen Staat in eine ſchwere und verluſt⸗ 
reiche Kriſe geſtürzt hat, zu ſcheuen. 


Dr. Eduard Pant r 


Am 20. Oktober d. J. iſt Dr. Eduard 
Dan, der früher einmal eine bedeutende 
olle innerhalb des oſtoberſchleſiſchen 
Deutſchtums geſpielt hat, geftorben. Länger 
als ein Jahrzehnt iſt Dr. Pant der Vor⸗ 
ſitzende des Verbandes deut⸗ 
ſcher Katholiken in Polen, 
Mitglied des Warſchauer Se⸗ 
nates und des Schleſiſchen Teil⸗ 
ebietslandtags geweſen. Bis 1930 
Bar er den in Königshütte erſcheinenden 
„Dberſchleſiſchen Kurier“, die 
Tageszeitung der katholiſchen Deutſchen, 
als Chefredakteur geleitet. Außerdem hat 


er nach dem Tode Szezeponiks bis 1934 
an der Spitze der Deukſchen Katho⸗ 
liſchen Volkspartei geſtanden. 
Nach dem Ulmſturz im Reich hat Dr. Pant 
die Fahne des Deutſchtums in 
Polen verraten. Der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Weltanſchauung hat er mit der 
Feindſchaft eines en Emigranten 
gegenübergeſtanden. Seine feind⸗ 
Wen Einſtellung gegenüber 
dem Reich hat dazu geführt, daß er jeden 
Zuſammenhang mit der deutſchen Volks⸗ 
gruppe in Polen verlor. Die Deutſche 

hriſtliche Volkspartei, mit der 
er der früheren Deutſchen Katholiſchen 
Volkspartei eine breitere Grundlage zu 
geben gedachte, iſt ohne Bedeutung ge⸗ 
blieben. Das von ihm herausgegebene 
Wochenblatt „Der Deutſche in 
Polen“ hat ihm als Sprachrohr ſeiner 
reichsfeindlichen Geſinnung gedient. Die 
deutſchen Kreiſe Polens Selen die Nachricht 
von feinem Tode ohne Anteilnahme zur 
Kenntnis genommen. 


Bücher über den Oſten 


Rußlands Griff um Nordeuropa. Von 
Bitalis Pantenburg. Schwarzhäupter⸗ 
Verlag, Leipzig 1938. 171 Seiten. 32 Bilder 
und 4 Karten. — Das caufſchlußreiche 
Buch behandelt eine Frage, die der deut⸗ 
ſchen Oeffentlichkeit im allgemeinen nur aus 
kurzen Nachrichten über Spionageprozeſſe in 
den nordiſchen Ländern oder über das Auf: 
tauchen geheimnisvoller Flugzeuge über den 
nördlichen Teilen Finnlands, Schwedens und 
Norwegens bekannt iſt. Daß dieſe Nachrichten 
nur kleine Auszüge aus einem die europäifche 
Politik berührenden Zuſammenhang ſind, kommt 
den meiſten, die ſie leſen, wohl Faire zu Be: 
wußtſein. Pantenburg deckt in feinem Buche 
diefen Zuſammenhang auf. Er weiſt nach, daß 
und mit welchen Mitteln der Rote Zar im 
Moskauer Kreml die Politik Iwans des 
Schrecklichen und Peters des Großen fortſetzt: 
Rußland einen Zugang zum Weltmeer zu 
öffnen. Das bolſchewiſtiſche Rußland ſucht dieſen 
Zugang auf der Linie des geringſten Wider⸗ 
ftandes, d. h. über Nordfinnland, Nordſchweden 
und Nordnorwegen. Das bolſchewiſtiſche Ruß⸗ 
land hat den kareliſchen Korridor, den Raum 
zwiſchen Petersburg und Murmanſk zu einer 
großen wirtſchaftlichen und militäriſchen An⸗ 
griffsbaſis gegen dieſe drei nordiſchen Staaten 
ausgebaut: Leningrad, deſſen Bevölkerung ſeit 
dem Ende des Weltkrieges von 41% auf 
Millionen Menſchen geſtiegen iſt, iſt ein ge⸗ 
waltiges Rüſtungszentrum der Sowjetunion. 
Eismeer und Oſtſee ſind über Ladoga⸗ und 
Onegaſee durch einen für Seeſtreitkräfte benutz⸗ 
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baren Kanal miteinander verbunden worden. 
Murmansk, Kantalaks, Archangelſk, Kiromft 
uſw. ſind Mittelpunkte der wirtſchaftlichen Er⸗ 
ſchließung Nordrußlands geworden. Starke Ver⸗ 
bände der roten Luftwaffe, auf die arktiſche 
Fliegerei Aſpezialiſſert, ſind in Karelien und auf 
der Halbinſel Kola ſtationiert. Die rote Flotte, 
durch die ſtärkſten Eisbrecher der Welt ergänzt, 
findet im Nördlichen Eismeer keinen gleich⸗ 
wertigen Gegner. Durch die Annektion des 
Fee a und die wirtſchaftliche 
eſtſetzung auf Spitzbergen hat ſich die Sowjet⸗ 
macht Stützpunkte im Eismeer geſchaffen. Ganz 
eindeutig zielen alle dieſe und andere Vor⸗ 
bereitungen darauf ab, bei gegebener Gelegen⸗ 
heit über die faſt menſchenleeren Räume Nord⸗ 
fennoskandiens hinweg den Zugang zu den eis⸗ 
freien Häfen Nordnorwegens, beſonders nach 
Narwik, und zu den reichen Bodenſchätzen, vor 
allem zu den Erzlagern Nordſchwedens in 
Kurina und Gällivare, zu erzwingen. Dieſer 


Werbt für 


„ Oſitland“ 


offenſichtlichen Angriffstendenz der Sowjets 
iſt Finnland zwar auf der Hut, aber Schweden 
und Norwegen zeigen ſich faſt gänzlich unvor⸗ 
bereitet. Pantenburg berichtet eingehend über die 
Vorbereitungen der Sowjets; er hebt beſonders 
die Bedeutung hervor, die der Luftwaffe (Fall: 
ſchirmtruppen!) bei einem eventuellen Angriff 
auf dieſe arktiſchen Gebiete zukommt. Er ſtellt 
dem gewaltigen Materialaufwand und der un⸗ 
vorftellbaren Vergeudung an Menſchen, mit der 
der bolſchewiſtiſche Angriff auf Nordeuropa vor: 
bereitet wird, die unzureichende moraliſche und 
materielle Rüſtung Schwedens und Norwegens 
gegenüber, während er andererſeits nachweiſt, 
daß das in erſter Linie bedrohte Finnland den 
Ernſt der Lage ſehr 1 0 begriffen hat und 
ſeine, für einen längeren Widerſtand freilich un⸗ 
zureichenden Kräfte für die kommende Entſchei⸗ 
dung rüſtet. Pantenburg behandelt eine Frage, 
der nicht nur die unmittelbar bedrohten Länder, 
ſondern auch die mittel⸗ und mefteuropäifchen 
Mächte ihre Aufmerkſamkeit zuwenden 9 8 
L 


Unfere Baltikumkämpfer. Die Ereigniffe im 
Baltikum 1916 und 19190. Von Walter 
von Rohrſcheidt. Verlag Albert Limbach, 
Braunſchweig 1938. 64 Seiten und 2 Karten. 
Preis 1,.— RM. — Was in den amtlichen 
Veröffentlichungen über die Kämpfe im Balti⸗ 
kum ſowie in den Büchern des Grafen von der 
Goltz und des Fürſten Awaloff⸗Bermond ein⸗ 
ehend dargeftellt worden iſt, wird in dieſer 
roſchüre knapp und volkstümlich geſchildert und 
durch perſönliche Erlebniſſe ergänzt. Die gefahr⸗ 
volle Lage nach dem Zuſammenbruch der 
8. Armee, die Organiſierung eines aus Frei⸗ 
willigen beſtehenden deutſchen Widerſtandes, die 
lanzvollen Waffenleiſtungen der Baltikum⸗ 
kap er vom März bis Mai 1919, die 
charakterloſe Haltung Englands, die Schwäch⸗ 
lichkeit der damaligen Berliner Regierung in 
der Frage des Baltikumunternehmens, die Epi⸗ 
ſode der Weſtruſſiſchen Armee und der ſchließ⸗ 
liche Rückzug der von allen Seiten bekämpften 
und von der Heimat verratenen deutſchen Sol⸗ 
daten werden knapp, anſchaulich und tempe⸗ 
ramentvoll geſchildert. Als volkstümliche Schrift 
erfüllt die Broschüre ihre Aufgabe. Für den, der 
tiefer in die Zuſammenhänge eindringen will, 
iſt das Studium der Veröffentlichungen der amt⸗ 
lichen Stellen und der damals auf führenden 
Poſten ſtehenden Männer allerdings 55 © 
entbehren. LK. 
Preußiſches Jägerbataillon 27. Finnlands 
Jugend bricht Rußlands Ketten. Ein Eee 


bericht aus dem Weltkrieg. Von Heinz 
Halter. Schwarz! 0 0 Leipzig 
1938. 230 Seiten. Preis 4,80 . — Der 


Bericht ftügt ſich auf finnländiſches und deut: 
ſches Aktenmaterial. Er behandelt Ereigniſſe, die 
für das deutſche Volk, für das es damals um 
Tod und Leben ging, vielleicht nur eine Epiſode 
waren, von der die wenigſten überhaupt etwas 
wußten. Dieſe Epiſode aber war ſo intereſſant 
und bedeutſam genug, daß ſie es durchaus ver⸗ 
dient hat, einmal im Zuſammenhang dargeſtellt 
zu werden. Für Finnland war die Tat der 


jungen Männer, die während des Krieges auf 
Schleichwegen nach Deutſchland kamen, um hier 
ihre militäriſche Ausbildung zu genießen mit dem 
Ziel des ſpäteren Einſatzes im Kampf um die 
Befreiung Finnlands vom ruſſiſchen Joch, mehr 
als eine Epiſode. Sie war ein Schritt zum 
bewaffneten Freiheitskampf, zu dem ſich die 
Jungen Aktiviſten entſchloſſen, die an die Ver⸗ 
wirklichung des Rechtes durch paſſiven Wider⸗ 
ſtand nicht mehr glaubten. In der deutſchen 
Wehrmacht nahm die aus Ausländern, aus 
Untertanen einer Feindmacht beſtehende Truppe 
eine eigenartige Stellung ein. An der Oſtfront 
erhielt ſie ihre Feuertaufe. Zur Durchführung 
ihrer eigentlichen Aufgabe aber kam ſie erſt, als 
nach Jahren, die für die Ungeduld und Einſatz⸗ 
bereitſchaft der finniſchen Jäger eine ſchwere 
Nervenprobe waren, die Ereigniſſe ſo weit ge⸗ 
reift waren, daß die durch die harte Schule des 
preußiſchen Militärs gegangenen Mannſchaften 
in ihre Heimat gebracht werden konnten, um 
dort das ſoldatiſche Rückgrat der Freiwilligen⸗ 
armee zu bilden, die ſich zum Schutze Finnlands 
gegen Rußland und den roten Terror erhob. 
Dr. K 

Sachſens Geſchichte als deutſches Grenzland⸗ 
ſchickſal. Von Rolf Naumann. Verlag 
C. Heinrich, Dresden 1938. 39 Seiten. Preis 
1,20 RM. — Dieſe kleine, in 2. Auflage vor⸗ 
liegende Schrift führt in raſchem Gang durch 
die ſächſiſche Geſchichte, die als deutſche Ge⸗ 
ſchichte mit der Gründung der Burg Meißen im 
Jahre 929 beginn. Die Page nahe dem Herzen 
des Reiches und an einer Staatsgrenze, die 
politiſch keine Feindgrenze und völkiſch keine 
Fremdgrenze war, hat in der Bevölkerung 
Sachſens im Laufe der letzten Generationen die 
Erinnerung an das hiſtoriſche Grenzlandſchickſal 
ihrer Heimat verblaſſen und nach dem politiſchen 
Umbruch von 1948/19 nur ſehr ſchwer eine neue 
aktive Grenzlandgeſinnung aufkommen laſſen. 
Wann und wie Sachſen in früheren Jahrhun⸗ 
derten eine geſamtdeutſche Grenzlandaufgabe ge⸗ 
tragen hat, wird in der Schrift Naumanns in 
kurzen Zügen aufgezeigt. An dieſe Aufgabe 
zu erinnern, kann auch heute, nachdem der Re 
tendeutſche Volksboden mit dem Reich ver- 
einigt und Sachſen dadurch wieder ſeinen 
Charakter als Grenzland des 85 verloren 
105 nicht überflüſſig erſcheinen. Denn es iſt 
lar, daß das Sudetenland, das ſich als ein 
verhältnismäßig ſchmaler Streifen nach Böhmen 
hinein erſtreckt, wirtſchaftlich, politiſch und 
völkiſch eines ſtarken Hinterlandes bedarf, deſſen 
Bevölkerung den Erforderniſſen des volkspoliti⸗ 
ſchen Grenzkampfes verftändnisvoll und einſatz⸗ 
bereit gegenüberfteht. Dr. K. 
Kurmark Grenzland. Von Willy 
Schmidt. Verlag J. Neumann, Neudamm 
1938. 64 Seiten. Mit zahlreichen Karten, 
Bildern und Skizzen. — Die kleine, 
in 2. Auflage vorliegende Schrift iſt unter 
Mitwirkung des Gebietes Kurmark der Hitler⸗ 
jugend entſtanden. Sie berichtet auf knappſtem 
Raum über Landſchaft, Vorgeſchichte und Ge⸗ 
ſchichte der Kurmark, vor allem ihres öſtlichen 
Grenzſtrelfens gegen Polen. Es ift von den 
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grenz⸗ und volkspolitiſchen Fragen, von den 
Schäden der Verſailler Grenzziehung, von der 
Arbeit der polniſchen Volksſplitter uſw. die 
Rede. Charakteriſtiſche Bilder und anſchauliche 
Kartenſkizzen ergänzen den Text. eiter ein⸗ 
hält die Schrift praktiſche Hinweiſe für den Be: 
ſuch des Grenzlandes, den Wortlaut des Ge: 
maltverzichtspaftes von 1934 und der Volks⸗ 
e von 1937, ſchließlich einen 
nappen Ueberblick über die Literatur. 


Geburtenkrieg. Von Paul Danzer. J. 
F. Lehmanns Verlag, München 1938. 80 Sei⸗ 
ten. Preis 1,50 RM. — Temperamentvoll und 
überzeugend ſpricht der Verfaſſer über die Not⸗ 
wendigkeit einer Erhöhung der deutſchen Ge- 
burtenzahl. Es genügt nicht, fremdes Blut vom 
deutſchen Volkstum abzuwehren und die Erb: 
krankheiten auszumerzen; dieſe Maßnahmen 
haben erſt dann einen wirklichen Sinn, wenn 
die Kinder, denen ſie dienen ſollen, auch tat⸗ 
ſächlich geboren werden. Vorerſt aber hat das 
deutſche Volk noch lange nicht die Geburten: 
zahl aufzuweiſen, die zu feiner Beſtands⸗ 
erhaltung notwendig iſt. Der Verfaſſer ſetzt ſich 
mit den landläufigen und den „wiſſenſchaftlichen“ 
Einwänden gegen eine Erhöhung der Geburten: 
zahl auseinander. Dein Einwand, daß viele 
Kinder eine Erhöhung der Arbeitsloſigkeit be⸗ 
deuten, ſtellt er die erwieſene Tatſache entgegen, 
daß eine hohe Zahl von Nurverbrauchern, alfo 
von Kindern und nichterwerbstätigen Müttern, 
das ſicherſte Mittel gegen Maſſenarbeitsloſig⸗ 
keit iſt. Wachſendes Volk bedeutet wachſende 
Wirtſchaft, ſchrumpfendes Volk aber ſchrump⸗ 


fende Wirtſchaft. Dem Einwand, daß man den 
Eltern aus wirtſchaftlichen Gründen nicht mehr 
als zwei Kinder „zumuten“ könne, hält er die 
richtige Beobachtung entgegen, daß das Lohn: 
niveau vor dem Kriege, alſo zu einer Zeit, in 
der die kinderreiche Familie die Norm war, den 
Bedürfniſſen einer Bollfamilie angepaßt war, 
heute aber, wo die kinderarme Familie die Nornı 
bildet, den Bedürfniſſen der Kinderloſen ange⸗ 
paßt iſt, daß heute alſo ein Zuſtand beſteht, der 
einen Laſtenausgleich verlangt. Die Voll familie 
findet nur in einem kinderteichen Volk volle Ent: 
faltungs⸗ und Lebensmöglichkeit und eine über 
die bloße mühſame Erhaltung hinausreichende 
Aufſtiegsmöglichkeit. Als Enklave in einem 
kinderarmen Volk muß ſie verkümmern, wenn 
nicht durch beſondere Maßnahmen ihre Wett⸗ 
bewerbsfähigkeit immer wieder hergeſtellt wird. 
Man muß ſich bei aller Notwendigkeit eines 
Laſtenausgleichs aber darüber im Klaren fein, 
daß der Wille zum Kind nicht durch materielle 
Lockungen geweckt werden kann und daß durch 
Zulagen und Vergünſtigungen dort keine Kinder 
geboren werden, wo man ſie nicht wünſcht, daß 
vielmehr zur Abwendung des Volkstodes, der 
dein deutſchen Volke droht, eine grundſätzliche 
Umkehr des Denkens und eine weltanſchauliche 
Erneuerung nicht nur auf politiſchem Gebiet, 
ſondern auch in den Grundfragen des Lebens 
erforderlich ſind. Die Schrift iſt durch die leicht 
faßliche Beweisführung, die Anſchaulichkeit der 
Beiſpiele und Vergleiche und die Unmittelbar: 
keit, mit der ſie den Leſer anfaßt, als im beſten 
Sime volkstümlich zu bezeichnen. Dr. K. 
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